
Das Debattenheft der Sozialistischen Linken

1

Europa verändern! Aber wie? 

Mit Beiträgen von Janis Ehling, Dominica Biegon, Ali Al-Dailami, Gerd Wiegel, Etienne 

Schneider, Judith Benda, Martin Schirdewan, Jakob Migenda, Heinz Bierbaum, Ulrike Eifler 

und Özlem Alev Demirel.

realistisch

und radikal Das Debattenheft der 

Sozialistischen Linken Nr. 1 (2019)



realistisch und radikal - Nr. 1 (2019) Das Debattenheft der Sozialistischen Linken

32

Editorial

Liebe Leserin,
lieber Leser,

  Inhalt
03 Editorial

04 Janis Ehling       Eine kurze Geschichte der EU   

 

I Krise auf allen Politikfeldern?

8  Dominica Biegon        Hinter der Fassade der Euro-Reform

12  Ali Al-Dailami        EU in der Krise – Migrationsregime beenden

14  Gerd Wiegel        Angriff von rechts

II Bleiben oder gehen? Wie sollte DIE LINKE zur EU stehen?

16  Etienne Schneider        Ein Euro-Austritt ist nicht die Lösung – keiner aber auch nicht.

18  Judith Benda        Für eine deutliche pro-europäische EU-Kritik

20  Martin Schirdewan        Veränderungsstrategien von links

22  Jakob Migenda        Warum die Republik Europa auch keine Lösung ist

III Europa verändern! Aber mit wem?

25  Heinz Bierbaum        Lage und Perspektive der europäischen Linken 

28  Ulrike Eifler        Sozialismus oder Rückfall in die Barbarei

30  Özlem Alev Demirel        Der Profit ist die Ursache für schlechte Löhne

 Impressum
 realistisch und radikal – das Debattenheft der Sozialistischen Linken
 Redaktion:  Jakob Migenda, Janis Ehling, Katharina Dahme, Ralf Krämer
 Layout:  Maik Brückner
 V.i.S.d.P.:  Jakob Migenda, c/o DIE LINKE – Sozialistische Linke, 
   Kleine Alexanderstraße 28, 10178 Berlin
   www.sozialistische-linke.de
 Druck:  Laserline, Berlin

die Europawahl steht an und die 

ganze Linke diskutiert wieder, ob die 

EU nun neoliberal, undemokratisch 

und militaristisch ist oder nicht, und 

ob und wie man sie verändern kann. 

Diese Debatte wollen wir auch in un-

serem Heft führen und sie mit tiefer-

gehenden Analysen und einem Über-

blick über politische Akteure in der 

EU ergänzen.

Zur Einleitung beschreibt Janis Ehling 

wie es eigentlich zu der EU kam, die 

wir heute kennen. Er macht deutlich, 

dass sie schon immer ein Projekt des 

europäischen Kapitals war.

Anschließend werfen wir im ersten 

Block einen Blick auf zentrale Proble-

me in einigen Politikfeldern. Dominica 

Biegon betrachtet die europäische 

Austeritätspolitik und die Finanzpla-

nung der EU. Eine Kritik am EU-Migra-

tionsregime steuert Ali Al-Dailami bei 

und Gerd Wiegel zeigt uns welche 

Dimensionen der Rechtsruck in der 

EU bereits angenommen hat.

Im zweiten Block werfen wir einen 

Blick auf die Strategien und Möglich-

keiten, die die Linke in Europa hat um 

die EU sozial und demokratisch um-

zugestalten. Etienne Schneider dis-

kutiert Begründungen und Probleme 

eines linken Euro-Exits. Judith Benda 

und Martin Schirdewan werfen zwei 

unterschiedliche Schlaglichter auf die 

strategische Ausrichtung zur Europa-

wahl – sind sich aber einig, dass es 

eine mobilisierende Politik braucht. 

Und Jakob Migenda hinterfragt das 

auch in Teilen der LINKEN populäre 

Konzept der Republik Europa kritisch.

Im abschließenden Block schauen 

wir uns an, mit wem wir Europa ver-

ändern können. Heinz Bierbaum 

gibt uns einen Überblick über die 

verschiedenen europäischen Links-

parteien und Parteibündnisse. Ulrike 

Eifler lässt noch einmal die Ereignisse 

um die Linksregierung in Griechen-

land Revue passieren und betrachtet 

die Möglichkeiten und Grenzen von 

Linksregierungen in der EU. Özlem 

Alev Demirel wirft zum Abschluss 

noch einen Blick auf die Entwicklun-

gen der europäischen Gewerkschaf-

ten.

Viel Spaß beim Lesen wünscht euch 

die Redaktion!
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Eine kurze 
Geschichte 
der EU 
Über 60 Jahre nach Beginn der Europäischen Integration steckt die EU in einer ihrer 

tiefsten Krisen. Mit dem Brexit wird 2019 wohl erstmals ein Land die EU verlassen. 

Die ökonomi-schen Ungleichgewichte und die Wahlerfolge der politischen Rechten 

bilden massive Zentri-fugalkräfte, die die Zukunft der EU infrage stellen. Doch die 

Probleme der EU sind hausge-macht und hängen eng mit ihrer Geschichte und ih-

rem Charakter zusammen. Auch in der Linken zirkulieren einige Mythen über die EU 

– Grund genug für Janis Ehling, sich das noch-mal genauer anzuschauen.

der EWG-Mitgliedsstaaten vertief-
te sich in den nächsten Jahren, nur 
geriet der Einigungsprozess schon 
nach ein paar Jahren ins Stocken. 
Unter den Mitgliedsstaaten entstand 
ein Streit um die Ausgestaltung 
der Institutionen, weitere Rege-
lungen, wie etwa die Bildung einer 
europäischen Freihandelszone und 
die Aufnahme neuer Mitgliedsstaa-
ten. Mit der EWG entstanden zwar 
allmählich supranationale (quasi-
staatliche) Institutionen auf europä-
ischer Ebene, aber alle wichtigen 
Entscheidungen wurden weiterhin 
von den Regierungschefs und Mi-
nistern der Mitgliedsstaaten getrof-
fen. Der französische Präsident de 
Gaulle blockierte beispielsweise für 
ein paar Jahre sogar jede Entschei-
dung indem er einfach die Treffen 
der Staatschefs boykottierte.

Einen weiteren Schub für die Eini-
gung gab es erst mit den großen 
Umbrüchen und Krisen der Weltwirt-
schaft in den 70ern. Die Wechsel-
kursbindung des Dollars fiel Anfang 
der 70er weg. Viele der nationalen 
Währungen gerieten in der Folge ins 
Schwanken. Mit Japan trat ein neu-
er wirtschaftlicher Global Player auf 
den Plan und machte den großen 
Konzernen in Europa starke Konkur-
renz. Dazu kam die Ölkrise und eine, 

Doch das war nicht die einzige Mo-
tivation. In Europa herrschte der 
Kalte Krieg. Parallel zu den wirt-
schaftlichen Verhandlungen rangen 
die beteiligten Staaten um eine ge-
meinsame westeuropäische Armee 
als Gegengewicht zur Sowjetunion. 
Den Vertrag zur Gründung dieser 
Armee hatte die Bundesrepublik 
schon ratifiziert, er scheiterte dann 
aber auf den letzten Metern am fran-
zösischen Parlament. Die Bundesre-
publik wurde ein Jahr später Mitglied 
der NATO und wenig später wurde 
die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft (EWG) als Nachfolger 
der von Schuman initiierten Europä-
ischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl gegründet. Die wirtschaftliche 
Allianz ging mit einer politischen 
(und militärischen) Frontstellung ein-
her.

Konkurrenz nach außen als Mo-
tor nach innen
Die wirtschaftliche Zusammenarbeit 

tener: Strukturwandel der Europäischen Integ-
ration: Die Europäische Union und die Verände-
rung von Staatlichkeit (1999).

Die Gründung als Friedenspro-
jekt?
Der Beginn der Europäischen In-
tegration wird heute gerne blumig 
verklärt. Manche Linke bemühen 
das antifaschistische Manifest von 
Ventotene, andere feiern die Integ-
ration als Friedensprojekt – die Re-
alität war viel profaner. Bereits seit 
Ende der 40er brütete der französi-
sche Außenminister Schuman über 
einem Plan zur Kooperation. Dieser 
Schuman-Plan stellte einen Versuch 
dar, wichtige Industrien Frankreichs, 
Westdeutschlands und Belgiens zu-
sammenzulegen, um sie effizienter 
und international konkurrenzfähiger 
zu machen. Mit dem 2. Weltkrieg 
lösten die USA endgültig Westeuro-
pa als führende ökonomische Kraft 
ab. Die US-Wirtschaft durchdrang 
die westeuropäischen Staaten 
durch hohe Auslandsinvestitionen 
und Firmenübernahmen.1 Vor allem 
Frankreich suchte dazu ein wirt-
schaftliches Gegengewicht.2

1 Panitch, Leo/ Gindin, Sam (2004): Globa-
ler Kapitalismus und amerikanisches Imperium. 
Hamburg.
2 Die historischen Ausführungen stützen sich 
vor allem auf die brillante Arbeit von Patrick Zil-

sich verstärkende, Wirtschaftskrise. 
Die einzelnen Mitgliedsstaaten der 
EWG rangen miteinander um eine 
gemeinsame Antwort auf die Krise, 
diese sollte jedoch auf sich warten 
lassen.

Nach mehreren fehlgeschlagenen 
Versuchen versuchten die Regie-
rungschefs Ende der 70er/ Anfang 
der 80er auf die wirtschaftlichen 
Probleme und die zunehmende in-
ternationale Konkurrenz mit weiterer 
wirtschaftlicher und politischer Inte-
gration der EWG zu reagieren.

Der Charakter der Europäischen In-
tegration zeigt sich in eben diesen 
Momenten. Sie ist ein spezifisch eu-
ropäisches Kind der kapitalistischen 
Globalisierung. Die verschiedenen 
Schritte zur Vertiefung der Euro-
päischen Integration sind letztlich 
Kompromisse. Einerseits brauchen 
die Unternehmen Expansionsräume, 
andrerseits fürchten sie die globale 
Konkurrenz. Das Ergebnis sind da-
her kleine Erweiterungsschritte.3  
 
Die Europäische Gemeinschaft 
– neoliberale Integration
Fatalerweise sollte der prägende 

3 Statz, Albert (1979): Grundelemente einer 
politikökonomischen Theorie der westeuropäi-
schen Integration. Frankfurt am Main

Schritt zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft in eine Zeit fal-
len, in der die gesamte Linke mehr 
und mehr ins Hintertreffen geriet. 
In Großbritannien, das seit 1973 
Mitglied der EWG war, regierte 
die Neoliberale Maggie Thatcher, 
in Deutschland regierte ab 1982 
der konservative Helmut Kohl. Po-
litisch stieg der Neoliberalismus ab 
Ende der 70er zum wirtschaftlichen 
Paradigma auf. Der Einigungspro-
zess der 80er verlief unter diesen 
Vorzeichen ganz „im Interesse des 
Marktes“. De facto wurden also vie-
le Entscheidungen maßgeblich von 
den Interessen der Großkonzerne 
beeinflusst. Vor allem der European 
Roundtable of Industrialists, der die 
europaweit 50 wichtigsten Konzerne 
vertritt, hatte maßgeblichen Einfluss 
auf die Abkommen der Zeit – die 
Einheitliche Europäische Akte (EEA) 
und schlussendlich den Maastricht-
Vertrag (1991).4  

Die Vereinbarungen der Einheitli-
chen Europäischen Akte prägen die 
Politik in der EU bis heute: der Ka-
pitalverkehr verläuft frei und mit der 

4 Apeldoorn, Bastiaan van (2002): Transnatio-
nal Capitalism and the struggle over European 
Integration. London.
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Europäischen Gemeinschaft (EG) 
wurde ein riesiger Binnenmarkt und 
gleichzeitig eine europäische Frei-
handelszone geschaffen. Die Ver-
handlungen zu Maastricht waren 
hoch umkämpft. Unklar war, wie weit 
der Markt ausgeweitet werden soll-
te, welche sozialen Rechte im Ver-
trag verankert werden sollten und 
wie die künftigen Institutionen der 
EG aussehen sollten. Im Ergebnis 
trugen die Maastricht Verträge eine 
neoliberale Handschrift.5  Das war 
in den Verhandlungen aber weniger 
klar als im Ergebnis.

Die europäische Sozialdemokratie 
war damals noch nicht auf einen 
neoliberalen Wirtschaftskurs umge-
schwenkt. Allen voran der sozialde-
mokratische Präsident der Europäi-
schen Kommission, Jacques Delors, 
warb neben der Marktöffnung für 
sozialstaatliche Regulierungen auf 
europäischer Ebene. Letztlich ließen 
sich die Sozialdemokraten aber mit 
einem Europäischen Ausgleichs-
fonds für den Abbau regionaler Un-
gleichheiten und der Aussicht auf 
eine künftige Verbindlichkeit der eu-
ropäischen Sozialcharta abspeisen.

Die Folgen von Maastricht und 
Lissabon
Der neu geschaffene Europäische 
Binnenmarkt begünstigte die Unter-
nehmer massiv und benachteiligte 
die ArbeitnehmerInnen. Während es 
im Falle der berühmten Gurken und 
vielen anderen wichtigeren Berei-
chen umfangreiche Regulierungen 
gab, sah das bei den sozialen Rech-
ten anders aus. Unter dem Vorwand 
die internationale Wettbewerbsfä-
higkeit erhalten zu müssen, hat der 
Binnenmarkt einen Wettbewerb um 
möglichst niedrige Unternehmens-
steuern und Löhne geschaffen. Die 
europäischen Sozialstaaten werden 
so steuerlich gegeneinander aus-
gespielt – während die Arbeitneh-
merInnen in Konkurrenz zueinander 
gesetzt werden. Der radikale Wett-
bewerb deindustrialisierte schnell 
ganze Regionen. Profitiert haben vor 
allem europäische Großunterneh-
men, die ihre Marktmacht auf Kosten 
schwächerer Unternehmen stärken 
konnten.

Die Verträge von Maastricht und 
später Lissabon legten auch den 
Zuschnitt vieler EU-Institutionen 
ähnlich einseitig fest. Das wichtigs-
te wirtschaftliche Steuerungsins-

5 Stützle, Ingo (2014): Austerität als politi-
sches Projekt. Von der monetären Integration 
Europas zur Eurokrise. Münster.

Anliegen national nicht durchset-
zen, „sprangen“ die PolitikerInnen 
einfach auf die nächste Ebene. Die 
Zustimmungswerte zur EU sanken 
verständlicherweise in den letzten 
beiden Jahrzehnten, bedeutete sie 
doch für die meisten BürgerInnen 
einen Abbau ihrer Rechte. Die ge-
wonnene Reisefreiheit und ein paar 
fortschrittliche Regeln in Fragen der 
Antidiskriminierung konnten die De-
fizite kaum aufwiegen. 

Die jahrzehntelange neoliberale Po-
litik hat den europaweiten Aufstieg 
der Rechten mit ermöglicht. Die 
Rechten haben aufgrund der fehl-
geleiteten EU-Politik leichtes Spiel, 
wenn sie Front gegen die Union 
machen. Es ist kein Zufall, dass die 
AfD aus Protest gegen die EU ent-
standen ist. Unter linken Parteien ist 
der Frage der EU umstritten. Inter-
nationale Kooperation wird begrüßt. 
Allerdings kooperieren auf EU-Ebe-
ne eher die ökonomischen Eliten. 
Gewerkschaften, linke Parteien und 
Bewegungen sind auf der EU-Ebe-
ne nach wie vor relativ schwach und 
können der Kapitalseite zu wenig 
entgegensetzen. 

Politische Herausforderungen
Die kommenden Jahre werden nicht 
einfacher. Der Brexit, die Wahlerfol-
ge der Rechten und die wirtschaft-
lichen Ungleichgewichte zerren 
an der Einheit der EU. Mit Trump 
scheinen sich die wirtschaftlichen 
Konflikte zuzuspitzen, während Chi-
na immer unabhängiger von den 
europäischen Exporten wird und 
allmählich anfängt sich in der EU 
ökonomisch einzukaufen. Darüber 
hinaus holt die ungerechte Han-
dels- und Entwicklungspolitik den 
Westen in Form von zunehmenden 
Kriegen, Auseinandersetzungen um 
Ressourcen und verstärkter Migra-
tion ein. Die EU steht jedenfalls am 
Scheideweg. 

Die derzeitige neoliberale Politik 
bringt die EU an den Rand des Ab-
grunds. Die Frage ist, ob die euro-
päischen Mitgliedsstaaten diesen 
Kurs mitmachen. Das neoliberale 
Wirtschaftsregime wird sich nur um 
den Preis einer autoritären Politik 
nach innen und außen aufrechter-
halten lassen: Höchste Zeit also 
über Alternativen zum neoliberalen 
Wirtschaftsregime dieser EU nach-
zudenken.

______________________________
Janis Ehling ist Politikwissenschaftler und 
ist aktiv beim SDS

trument der neoliberalen Ökono-
mie – die Zentralbank – wurde der 
demokratischen Kontrolle gänzlich 
entzogen. Auch hier hatte sich – 
wie in vielen anderen Punkten die 
deutsche Regierung durchgesetzt. 
Die Europäische Zentralbank wurde 
„politisch unabhängig“ – was aber 
durch die massive Fluktuation mit 
den BankerInnen der Finanzindust-
rie konterkariert wird. Auch die Wirt-
schaftspolitik der Mitgliedsstaaten 
ist mit den Konvergenzkriterien des 
Maastricht-Vertrages auf eine neoli-
berale Wirtschaftspolitik festgelegt 
worden; unter anderem sehen diese 
Kriterien eine Schuldenbegrenzung 
genauso vor wie Preisstabilität als 
vorrangiges Ziel.

Mit dem Maastrichter und vor al-
lem dem Lissaboner Vertrag sind 
die EU-Mitgliedsstaaten damit wirt-
schaftspolitisch gebunden – ohne 
durch demokratische Wahlen et-
was daran ändern zu können. Der 
englische Politikwissenschaftler 
Stephen Gill sprach daher schon in 
den 90ern von einem disziplinieren-
den Neoliberalismus, der autoritär 
in die Verfassungen und Verträge 
eingeschrieben wird, ohne dass die 
BürgerInnen darüber mitbestimmen 
können.6 

Die neuen Verträge setzten auf das 
Recht des Stärkeren – aber nicht nur 
auf der Ebene der Unternehmen und 
ArbeitnehmerInnens. Die neuen ins-
titutionellen und wirtschaftlichen Re-
geln – und besonders die gemeinsa-
me Währung – stärkten vor allem ein 
Land: Deutschland. Die deutsche 
Bundesregierung, die schon ab den 
70ern eine äußerst gewichtige Rolle 
innerhalb der EWG hatte, baute die-
se Position zu einer dominierenden 
Stellung in der EU aus.

Legitimitätsprobleme
Die intensivierte Konkurrenz des 
Binnenmarktes, genauso wie die 
wirtschaftlichen Ungleichgewichte 
innerhalb der EG/EU führten zu grö-
ßerer Unzufriedenheit in den jewei-
ligen Bevölkerungen der Mitglieds-
länder. Das liegt auch am Mangel 
demokratischer Mitbestimmung. 
Das EU-Parlament hat bis heute 
wenig Rechte. Häufig missbrauch-
ten PolitikerInnen diese kaum durch 
eine europäische Öffentlichkeit kon-
trollierte EU-Konstruktion – etwa 
beim scale jumping: ließ sich ein 

6 Gill, Stephen (2000): Theoretische Grund-
lagen einer neo-gramscianischen Analyse der 
europäischen Integration. In : Bieling, Hans-Jür-
gen/ Steinhilber, Jochen (Hg.) Die Konfiguration 
Europas. Münster.
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Hinter der 
Fassade der 
Euro-Reform 
Wie progressive Ideen im politischen Prozess marktliberal uminterpretiert 
werden – und was die Linke daraus lernen kann . Von Dominika Biegon

Es ist kein Geheimnis, dass die 
Gewerkschaften mit der EU-Wirt-
schaftspolitik der letzten Jahre un-
zufrieden sind. Um nur ein paar 
Tiefpunkte der letzten Jahre zu er-
wähnen: Die Anpassungsprogram-
me der sogenannten Troika haben 
in Griechenland verheerende sozi-
ale Auswirkungen gehabt, das Ta-
rifsystem unter Druck gesetzt und 
die Gewerkschaften geschwächt. 
Die über das Europäische Semes-
ter verordnete Austeritätspolitik hat 
nach 2009/10 in vielen südeuro-
päischen Mitgliedstaaten den sich 
abzeichnenden wirtschaftlichen Er-
holungsprozess abgewürgt, die Ar-
beitslosigkeit in die Höhe schnellen 
lassen und ein Auseinanderdriften 
zwischen Nord- und Südeuropa be-
feuert. 

Das Problem: Das Regelwerk 
der Währungsunion
Ursache für diese wirtschaftspoliti-
schen Fehlentwicklungen sind nicht 
nur die politischen Mehrheitsverhält-
nisse in der Europäischen Union. 
Ein restriktiver fiskalpolitischer Kurs 
und die Sorge der wirtschaftlich 
stärkeren Mitgliedstaaten von den 
ökonomischen Problemen anderer 

Mitgliedstaaten belastet zu werden, 
sind dem Regelwerk der Währungs-
union eingeschrieben und spiegeln 
tief verwurzelte ordnungspolitische 
Vorstellungen wider. 

Mit dem Stabilitäts- und Wachstum-
spakt wurde ein mechanistisches 
Regelwerk geschaffen, dessen Man-
gelhaftigkeit spätestens seit der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise 2008/09 
offen zu Tage trat. Die in Artikel 125 
AEUV (Vertrag über die Arbeitswei-
se der Europäischen Union) fest-
geschrieben Nichtbeistandsklausel 
soll der Sorge einiger Mitgliedstaa-
ten Rechnung tragen, nicht haften 
zu müssen für das „wirtschafts-
politische Fehlverhalten“ anderer 
Mitgliedstaaten. Beides zusammen 
begründet eine wirtschaftspoliti-
sche Grundausrichtung, deren Kern 
eine restriktive Fiskalpolitik und eine 
tiefliegende Angst vor moral hazard 
ist, also dem Risiko, dass EU-Hilfen 
Fehlanreize setzen und Mitgliedstaa-
ten sich vor Strukturreformen drü-
cken könnten. 

Diese tief verwurzelte wirtschafts-
politische Grundausrichtung, die 
der Währungsunion eingeschrie-
ben ist, hat zur Folge, dass sogar 

progressive Ideen zur Reform der 
Währungsunion im Laufe des politi-
schen Prozesses eine marktliberale 
Umdeutung erfahren. Dies lässt sich 
derzeit an zwei Bespielen hervorra-
gend beobachten: Getrieben von 
den visionären, europapolitischen 
Vorstellungen des französischen 
Präsidenten Emmanuel Macron for-
derten viele Progressive eine Ver-
tiefung der EU-Wirtschaftspolitik, 
einen weiteren Integrationssprung in 
Richtung Fiskalunion. 

Der Europäische Stabilitätsmecha-
nismus sollte in einen Europäischen 
Währungsfonds umgebaut werden 
und zukünftig Zahlungsbilanzkrisen 
der Mitgliedstaaten vermeiden. Mit 
einem gemeinsamen Eurozonenbud-
get sollte das bislang gebrochene 
wirtschaftliche Konvergenzverspre-
chen doch noch eingelöst werden. 
Durch die Schaffung eines europä-
ischen automatischen Stabilisators, 
sollten Konjunktureinbrüche zukünf-
tig besser abgefedert werden. Auch 
die Gewerkschaften in Deutschland 
haben sich für die genannten Re-
formmaßnahmen stark gemacht. 
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Die Folge: Marktliberale Um-
deutung progressiver Reform-
vorschläge 
Mittlerweile liegen konkrete Vor-
schläge für die Reform des Europä-
ischen Stabilitätsmechanismus und 
für ein mögliches Eurozonenbudget 
vor. Bei der Analyse der Vorschläge 
wundert man sich, wie ursprünglich 
progressive Ideen in ihr Gegenteil 
verkehrt werden. 

Beginnen wir mit der Reform des 
Europäischen Stabilitätsmechanis-
mus (ESM): Linke Befürworter einer 
ESM-Reform, hegten die Hoffnung, 
dass mit einem Europäischen Wäh-
rungsfonds, der unabhängiger vom 
Internationalen Währungsfonds 
agiert, Mitgliedstaaten mit massiven 
Verschuldungsproblemen zukünftig 
stärker unter die Arme gegriffen wird 
und die Möglichkeit entsteht, mehr 
Risikoteilung bei der Verschuldung 
zu erreichen. Die bisherigen Ver-
handlungsergebnisse deuten eher 
das Gegenteil an: Zukünftig sollen 
die Mitgliedstaaten bei der Ver-
schuldung der „Marktdisziplin“ noch 
stärker unterworfen werden. 

Im Dezember 2018 hat die Euro-
gruppe beschlossen, dass im Zuge 
der ESM-Reform Schuldenschnitte 
zukünftig erleichtert und bei einer ne-
gativen Schuldentragfähigkeitsana-
lyse einen Schuldenschnitt sogar als 
Vorbedingung für EU-Finanzhilfen 
gemacht werden soll. Damit würde 
der Euro endgültig seinen Status als 
sichere Anlage verlieren. Gläubiger 
würden das erhöhte Ausfallrisiko 
einplanen und höhere Risikoauf-
schläge verlangen. Eine kreditfinan-
zierte antizyklische Wirtschaftspoli-
tik würde so erschwert, weil gerade 
in Krisenzeiten die Risikoaufschlä-
ge von Staatsanleihen in die Höhe 
schnellen dürften. Schon jetzt sind 
die Kosten des Schuldendienstes 
innerhalb der EU sehr unterschied-
lich verteilt. Mit den beschlossenen 
Maßnahmen würde diese Divergenz 
noch zunehmen. 

Das gleiche Schema zeigt sich bei 
den derzeitigen Verhandlungen zum 
Eurozonenbudget. Hier ist die Lage 
besonders unübersichtlich, eine 
Vielzahl von Vorschlägen wie die 
Eurozone durch ein fiskalisches Ele-
ment gestärkt werden kann, liegt auf 
dem Tisch. Von der ursprünglichen 
Macronschen Idee eines Investiv-
haushalts in Höhe von „mehreren 
BIP-Punkten“ ist man mittlerweile 

genug waren. Von einer Stärkung 
der EU-Strukturpolitik oder einer 
aktiven EU-Industriepolitik ist gar 
nicht mehr die Rede. Setzt sich die-
se Interpretation eines Eurozonen-
budgets als Reformhilfeprogramm 
durch, hätte das nichts mehr mit der 
ursprünglichen Idee der Einrichtung 
eines Investivhaushalts zur Ankurbe-
lung und Verstetigung öffentlicher 
Investitionen zu tun. 

Lehren für die Linke
Die Beispiele zeigen: Ein Blick hinter 
die Fassade und eine genaue Analy-
se, was sich hinter den Vorschlägen 
der Kommission und des Eurogrup-
pe zu einem Eurozonenbudget und 
zur Schaffung eines Europäischen 
Währungsfonds verbirgt, lohnt 
sich. Das Ziel der „Vollendung der 
WWU“ darf nicht zum Selbstzweck 
werden. Aufgabe der progressiven 
Kräfte sollte es sein, bei grundlegen-
der Zustimmung zur Stabilisierung 
der Wirtschafts- und Währungsuni-
on, deutlich zu widersprechen, wenn 
Reformvorschläge in eine falsche 
Richtung laufen. 

Darüber hinaus sind die Beispiele 
für mich aus drei Gründen lehrreich:
 
1) Ein vertieftes Verständnis des Re-
gelwerks der Eurozone und dessen 
Wirkkraft sind essentiell für die Ent-
wicklung progressiver Forderungen: 
Viele der in den letzten Jahren vor-
geschlagenen progressiven Refor-
men zur Vollendung der WWU - ein 
Eurozonenbudget, ein europäischer 
Finanzminister, eine europäische 
Wirtschaftsregierung, eine europäi-
sche Arbeitslosenrückversicherung 
- drohen im politischen Prozess der 
restriktiven wirtschaftspolitischen 
Grundausrichtung zum Opfer zu 
fallen und marktliberal uminterpre-
tiert zu werden: EU-Finanzhilfen zur 
Stabilisierung der Eurozone sind 
dann nur gegen rigide Strukturre-
formauflagen zu haben, mehr fiska-
lisches Engagement der wirtschaft-
lich starken Mitgliedstaaten wird zu 
einer weiteren Disziplinierung der 
wirtschaftlich Schwächeren führen. 
Deshalb ist meines Erachtens eine 
Fokussierung notwendig: Bei der 
Reform der Eurozone sollten wir vor 
allem das Fundament erneuern: Not-
wendig sind eine grundlegende Re-
form der EU-Fiskalregeln und mehr 
Risikoteilung bei der Staatsverschul-
dung. 

2) Mehr Europa bringt uns nicht 
automatisch näher an das ersehnte 
soziale Europa. Kommt das Eurozo-
nenbudget in Gewand des Reform-
hilfeprogramms und setzen sich die 
Reformvorschläge der Eurogruppe 
zum Europäischen Stabilitätsme-
chanismus durch, wird die EU sich 
zukünftig erheblich mehr in die Wirt-
schaftspolitik der Mitgliedstaaten 
einmischen –  von einer sozial aus-
gewogenen EU-Wirtschaftspolitik 
sind wird dann aber noch weiter ent-
fernt als bisher. Wir sollten uns mit 
Forderungen nach Kompetenzüber-
tragungen auf die EU in weiteren 
wirtschaftspolitischen Bereichen 
solange zurückhalten bis das oben 
beschriebene Regelwerk der Euro-
zone reformiert wurde. Kompetenz-
übertragungen auf die europäische 
Ebene sollten wir nur fordern, wenn 
damit fortschrittliche Ziele verbun-
den sind. 

3) Die Grundvoraussetzung für 
eine Neuausrichtung der EU Wirt-
schaftspolitik ist eine umfassende 
Demokratisierung der EU Econo-
mic Governance. Die Entscheidung 
darüber, ob ein Land gegen die 
EU-Defizitregeln verstößt und die 
Formulierung entsprechender Struk-
turreformempfehlungen erfolgt wei-
testgehend auf technokratischem 
Weg ohne parlamentarische Betei-
ligung. Noch immer haben weder 
die nationalen Parlamente noch das 
Europäische Parlament ein Mitspra-
cherecht bei den länderspezifischen 
Empfehlungen, die im Rahmen des 
Europäischen Semesters formuliert 
werden. Zwar werden die Sozialpart-
ner umfangreich konsultiert. Diese 
informellen Konsultationen können 
aber einen ordentlichen parlamenta-
rischen Prozess nicht ersetzen. Die 
Entscheidung, ob ein Land gegen 
die Defizitkriterien verstößt und wel-
che Strukturreformen es umsetzen 
sollte, ist keine technische, die ab-
geschirmt vom politischen Prozess 
verhandelt werden kann. 

Die Fragen, ob, in welcher Ge-
schwindigkeit und wie hohe öffent-
liche Schuldenstände abgebaut 
werden, birgt Zielkonflikte: Ein zu 
schneller Schuldenabbaupfad kann 
je nach Konjunkturentwicklung 
das Wachstum dämpfen und kann 
negative sozialpolitische Konse-
quenzen haben. Eine rigide Haus-
haltskonsolidierung hat zudem Ver-
teilungseffekte. Sie stellt bestimmte 
Bevölkerungsgruppen besser und 

benachteiligt andere. Fiskalpoliti-
sche Fragen müssen in diesem brei-
ten Kontext diskutiert werden. Durch 
eine breite parlamentarische Betei-
ligung im Europäischen Semester 
könnte eine kritische Öffentlichkeit 
hergestellt werden. Technische, 
fiskalpolitische Vorgaben der EU 
könnten dann in einem breiteren ge-
sellschaftlichen Zusammenhang dis-
kutiert werden. 

______________________________
Dominika Biegon ist Referatsleiterin für eu-
ropäische und internationale Wirtschafts-
politik beim DGB-Bundesvorstand

allerdings weit entfernt. Zu groß ist 
die Angst vor Fehlanreizen und einer 
dauerhaften Transferunion. Anstatt 
dessen werden alternative Vorschlä-
ge eines möglichen Eurozonenhaus-
halts diskutiert. 

Stärkung der Wettbewerbsfä-
higkeit oder Konvergenz?
Eine besonders kritikwürdige Neu-
deutung findet sich in dem Vorschlag 
der Kommission, der mittlerweile 
auch von weiten Teilen der deut-
schen Bundesregierung unterstützt 
wird und sich auch in den Meseber-
ger Beschlüssen wiederfindet: Das 
sogenannte Reformhilfeprogramm. 
Mit einer neuen Budgetlinie sollen 
Mitgliedstaaten dafür belohnt wer-
den, wenn sie sich dazu verpflich-
ten, Strukturreformen umzusetzen, 
welche die „Widerstandsfähigkeit“ 
ihrer Volkswirtschaften stärken. Da-
mit meint die Kommission Reformen, 
die eine Deregulierung der Arbeits-
märkte, eine Dezentralisierung der 
Lohnfindungsmechanismen und 
eine weitere Liberalisierung des Bin-
nenmarktes unterstützen, wie aus 
einem Vorbereitungsdokument der 
Kommission für eine Eurogruppen-
sitzung hervorgeht. 

Man wundert sich vor allem über 
die neue Deutung des Begriffs der 
„Konvergenz“, die dem Vorschlag 
der Kommission zugrunde liegt. 
Denn erklärtes Ziel des Reformhil-
feprogramms ist es, für mehr Kon-
vergenz in der Eurozone zu sorgen. 
Deshalb sollen auch 25 Milliarden 
Euro aus den Europäischen Struk-
tur- und Investitionsfonds abgezo-
gen werden, um das Reformhilfe-
programm zu finanzieren. Folgt man 
der Argumentation der Kommission 
und weiten Teilen der deutschen 
Bundesregierung ist sozioökonomi-
sche Konvergenz vor allem durch 
eine Stärkung der eigenen „Wett-
bewerbsfähigkeit“ – faktisch der 
Unternehmensgewinne – und der 
Widerstandsfähigkeit zu erreichen. 
Die Mitgliedstaaten sind also ange-
halten, ihre eigenen Hausaufgaben 
zu machen und Strukturreformen 
noch effektiver umzusetzen – dann 
sei eine Angleichung der Lebensver-
hältnisse wieder denkbar. 

Das strukturelle Problem der Euro-
zone, das Auseinanderdriften zwi-
schen Nord und Südeuropa wird 
hier als Problem einzelner Mitglied-
staaten dargestellt, die in ihren Re-
formbemühungen nicht konsequent 
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EU in der Krise – 
Migrationsregime 
beenden?
Ali al Dailami

ten und den rechten Demagogen 
so nachgegeben. Gleichzeitig wird 
mit Diktatoren paktiert und die EU-
Grenzschutzagentur Frontex, aber 
auch die korrupte libysche Küsten-
wache, aufgerüstet um Flüchtlin-
ge fern zu halten. Flüchtlingshelfer 
werden kriminalisiert. Dieser Krieg 
gegen Flüchtlinge hat bisher mehr 
als 20 000 Menschen das Leben an 
den EU Außengrenzen gekostet und 
verschlingt jährlich mehr als 300 Mil-
lionen Euro.

Einwanderung nach Nützlich-
keitskriterien
Während die EU nicht in der Lage 
sein will eine einheitliche und huma-
ne Flüchtlingspolitik durchzusetzen, 
ist sie ganz fix, wenn es um die Wün-
sche von Unternehmen nach Fach-
kräften geht.

Da ein Einwanderungsgesetz über 
Jahrzehnte weder Aussichten auf 
politische noch gesellschaftliche 
Mehrheiten in Deutschland hatte, 
konzentrierten sich die Lobbyisten 
deutscher Unternehmen auf die EU. 
Unter großen Anstrengungen und 
mithilfe sogenannter Think Tanks 
setzten sie EU-Richtlinien durch, die 
dann auch in Deutschland umge-
setzt werden mussten. Dazu gehört 
die sogenannte Blue-Card-Rege-
lung, welche ein System zur Verga-
be von Arbeitserlaubnissen ist und 
von der Linken zurecht abgelehnt 
wurde. Wie sehr diese EU-Richtlinie 
deutschen Wirtschafts- und Kon-
zerninteressen entspricht, verdeut-
licht die Tatsache, dass 87 Prozent 
aller innerhalb der EU vergebenen 
Blue-Cards auf Deutschland entfie-
len. Sie erwies sich als ein Instru-
ment, um die Lohnspirale auch unter 

Fachkräften nach unten zu drehen. 
So darf bereits heute, ein aus dem 
Ausland angeworbener Ingenieur 
bis zu 47 Prozent weniger verdienen 
als sein in Deutschland ausgebilde-
ter Kollege.

Offensichtlich haben die Hartnä-
ckigkeit und Durchsetzungsmöglich-
keiten der Arbeitgeberverbände nun 
auch in Deutschland Früchte getra-
gen. Außer der Linken fordern mittler-
weile alle im Bundestag vertretenen 
Parteien ein nach Nützlichkeitskrite-
rien orientiertes Einwanderungsge-
setz. Die SPD-Fraktion fordert gar 
ein diskriminierendes Punktesystem, 
welches die Linke auch in diesem 
Fall im Bundestag zurecht abgelehnt 
hat.

Für eine andere Wirtschafts- 
und Handelspolitik
Kriege, Hunger und bittere Armut 
zwingen immer mehr Menschen zur 
Flucht. Die EU hat diesen Zustand 
durch ihre Politik mit herbeigeführt. 
Unfaire Handelsabkommen und die 
Subventionierung von in der EU 
überproduzierten Agrarprodukten, 
welche die Märkte des Globalen Sü-

dens regelrecht überfluten, haben 
fatale Folgen. Sie verhindern syste-
matisch eine Entwicklung und Pro-
duktivkraftentwicklung dieser Län-
der. Insbesondere Kleinbauern und 
Kooperativen können nicht mit den 
subventionierten Preisen von EU-
Lebensmitteln mithalten. Zum Teil 
wird die Entwicklungshilfe dadurch 
regelrecht ad absurdum geführt und 
Erwerbslosigkeit und Armut werden 
produziert.

Es bedarf einer grundlegend an-
deren Politik gegenüber den Men-
schen und den Ländern des globa-
len Südens. Eine Politik auf gleicher 
Augenhöhe, die ihr Recht auf Ent-
wicklung und Schutz der eigenen 
Produkte gewährleistet, kann nur ein 
Anfang sein. Wer also wirklich Fluch-
tursachen bekämpfen will, muss sich 
auch mit den mächtigen Agrar- und 
Lebensmittelkonzernen anlegen und 
neoliberalen Freihandelsabkommen 
eine Absage erteilen.

Menschen vor Profite
DIE LINKE muss klarmachen, dass 
eine grundlegende Veränderung der 
Verhältnisse nicht ohne den Bruch 

Die EU befindet sich in der schwers-
ten Krise seit ihrem Bestehen. Es 
ist nicht nur eine ökonomische, 
sondern vor allem eine politische 
Krise. Das Dogma neoliberaler Kür-
zungs- und Privatisierungspolitik als 
vermeintliches Heilmittel für krisen-
geschüttelte Länder und deren bra-
chiale Durchsetzung waren und sind 
verheerend. Sie haben die Krisen in 
den betroffenen Ländern verschärft 
und darüber hinaus eine Notlage der 
Demokratie nach sich gezogen.

Profiteure dieser Politik sind vor 
allem Rechte und zum Teil offen 
faschistische Bewegungen und 
Parteien. Sie nutzen die inneren 
Widersprüche der EU, auch in mi-
grationspolitischen Fragen, um auf 
dieser Klaviatur ihre reaktionäre Mu-
sik zu spielen. Fast alle bedienen 
sich einer flüchtlings- und migrati-
onsfeindlichen Agenda und das er-
schreckend erfolgreich.

Zur Wahrheit gehört auch, dass 
über Jahrzehnte insbesondere die 
von der Finanz- und Wirtschaftskrise 
besonders stark betroffenen Länder 
mit den ankommenden Flüchtlingen 
alleine gelassen worden sind. Spä-
testens seit 2015 ist das Scheitern 
des unsolidarischen Dublin-Sys-
tems, nach dem das Land für einen 
Flüchtling zuständig ist, in dem er 
oder sie zuerst die EU betreten hat, 
für jeden offensichtlich.

Doch anstatt endlich ein europawei-
tes System der solidarischen Flücht-
lingsaufnahme durchzusetzen und 
jene Länder zu Kasse zu bitten, die 
sich dem verweigern, wird mit so-
genannten Rücknahmeabkommen 
weiter am Dublin-System festgehal-

mit dem Irrweg namens Neolibe-
ralismus zu haben ist. Ein Irrweg, 
der nicht nur innerhalb der EU eine 
Schneise der sozialen Verwüstung 
nach sich zieht. Davon zeugen die 
mehr als 70 Millionen Flüchtlinge 
weltweit. In einem System, welches 
Profite vor Menschenleben stellt und 
in dem mit hunderten von Milliarden 
Euro Banken „gerettet“ werden, ist 
für die Bekämpfung von Armut an-
geblich kein Geld da. Nimmt man 
hinzu, dass sich die Rüstungsausga-
ben aller NATO-Staaten im letzten 
Jahr auf fast 900 Milliarden Euro be-
liefen und man nur mit einem Bruch-
teil dieser Gelder den Hunger in der 
Welt beenden könnte, weiß man um 
die Unhaltbarkeit dieses Systems 
von der Zerstörung unserer Lebens-
grundlagen und der mehr als akuten 
Klimakatastrophe ganz zu Schwei-
gen.

______________________________
Ali al Dailami ist stellvertretender Vorsit-
zender der Partei DIE LINKE und Sprecher 
der Bundesarbeitsgemeinschaft Migrati-
on, er lebt in Gießen.
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Eine empirische Studie zur politi-
schen Entwicklung in Europa aus 
dem Jahr 2017 veranschaulicht, 
was spätestens seit Brexit und 
Trump-Wahl in aller Munde ist: den 
steilen Aufstieg einer modernisier-
ten radikalen Rechten, häufig unter 
dem Schlagwort „Rechtspopulis-
mus“ behandelt, die sich in Europa 
zur dritten politischen Kraft neben 
Konservatismus und Sozialdemokra-
tie entwickelt hat. In einem Zeitraum 

te Aufstieg bei den Europawahlen 
2019 fortsetzen wird und zu einem 
dramatischen Gewinn für die euro-
päische Rechte führen kann. Dies 
vor allem deshalb, weil Parteien 
dieses Typs insbesondere in den 
bevölkerungsreichen EU-Mitglieds-
staaten auf dem Vormarsch sind. 
Die Lega könnte bei der Europawahl 
zur stärksten Partei in Italien werden 
und auch der AfD wird ein deutlich 
besseres Ergebnis als die bei den 

von zwanzig Jahren, zwischen 1997 
und 2017, hat diese Rechte in den 
jeweiligen nationalen Parlamenten 
im Schnitt einen Stimmenzuwachs 
von 8 auf rund 15 Prozent erzielt. In 
einzelnen Ländern ist sie inzwischen 
auf dem Status von Volksparteien 
angekommen und steht in Regie-
rungsverantwortung.

Alle politischen Beobachter gehen 
davon aus, dass sich dieser rech-

letzten Wahlen erzielten 7 Prozent 
zugetraut. Der Rassemblement Na-
tional (RN, vormals Front National) 
von Marine Le Pen dürfte von der 
enormen Vertrauenskrise der Regie-
rung Macron profitieren, womit allein 
aus den drei EU-Kernländern Frank-
reich, Italien und Deutschland starke 
Gruppen der Rechten nach Brüssel 
entsandt würden.

Lega-Chef Matteo Salvini hat bei 
diesem Aufstieg der Rechten inzwi-
schen die Rolle des Koordinators 
und Anführers übernommen. Mit 
Marine Le Pen wurden bereits klare 
Absprachen für eine gemeinsame 
Fraktion im EU-Parlament getroffen 
und nichts deutet darauf hin, dass 
sich die AfD einem solchen Bünd-
nis verweigern könnte, zu dem si-
cherlich auch die österreichische 
Regierungspartei FPÖ zu zählen ist. 
Gegenwärtig versucht Salvini auch 
mit Viktor Orbans FIDESZ in Un-
garn und der PiS aus Polen entspre-
chende Absprachen zu treffen. Vor 
diesem Hintergrund scheinen die 
Gerüchte, Salvini wolle sich als Kan-
didat für den EU-Kommissionspräsi-
denten aufstellen lassen, nicht völlig 
aus der Luft gegriffen. Eindeutig will 
die Rechte die EU-Wahlen zum Zen-
tralangriff auf die EU nutzen und tritt 
mit dem Ziel an, stärkste Fraktion, 
mindestens aber vor der Sozialde-
mokratie zweitstärkste Fraktion im 
EU-Parlament zu werden.

Die radikale Rechte profitiert dabei 
von einer neoliberal grundierten EU, 
die in den Augen zahlreicher Bürge-
rinnen und Bürger immer deutlicher 
zum Elitenprojekt aus Wirtschaft 
und Politik geworden ist und gegen-
wärtig keinerlei Aussichten auf ein 
soziales, egalitäres Europa bietet. 
Der Schlag gegen die griechische 
Linksregierung 2015 war der offen-
sichtlichste Beleg dafür, dass diese 
EU nicht gewillt ist, den Weg der 
Austerität, des Sozialdumpings, des 
Wettbewerbs nach unten zu verlas-
sen. Selten hat sich die häufig ge-
troffene Aussage – der Aufstieg der 
Rechten ist Ausdruck der Schwäche 
der Linken – so bewahrheitet, wie in 
den Folgen der EU-Finanzkrise seit 
2015. Denn heute ist es die radi-
kale Rechte, die gegen eine „wilde 
Globalisierung“ wettert, gerechte 
Löhne, Arbeiterrechte und soziale 
Umverteilung fordert. Diese Ent-
wendung linker Begriffe und Forde-
rungen ist auch deshalb ein Hohn, 
weil die Rechte dort, wo sie in Re-

gierungsverantwortung ist, zumeist 
das genaue Gegenteil betreibt und 
die Umverteilungspolitik von unten 
nach oben munter fortsetzt. Die Ge-
setze zur Ausweitung der Arbeitszei-
ten in Österreich und Ungarn aber 
auch die Steuererleichterungen, 
die die Lega ihrer Klientel der Klein- 
und Mittelunternehmen spendiert, 
bezeugen dies. Überdies hat eine 
Partei wie die Lega über zwanzig 
Jahre als Teil der diversen Regierun-
gen Berlusconi aktiv die neoliberale 
Ausrichtung der EU mitgestaltet und 
schafft es dennoch, sich heute als 
Kritiker ebene dieses eigenen Pro-
dukts darzustellen.

Gemeinsamkeiten und Differen-
zen der europäischen Rechten
Zentrales und einigendes Thema 
der Rechten ist die Abwehr weiterer 
Zuwanderung und der positive Be-
zug auf eine „Festung Europa“. Eth-
nopluralismus, d.h. die Vorstellung 
kulturell homogener Nationalstaaten 
und die Abwehr vor allem „kultur-
fremder“ Zuwanderung und Nationa-
lismus – versteckt hinter dem Stich-
wort „Europa der Vaterländer“ – sind 
die ideologischen Klammern einer 
ansonsten in vielen Punkten völlig 
heterogenen und gegensätzlichen 
radikalen Rechten. Einigkeit besteht 
vor allem in der negativen Abgren-
zung zur bestehenden EU: keine 
weitere Vertiefung, Rückholung von 
Entscheidungskompetenzen auf na-
tionalstaatliche Ebene, Abschottung 
der Außengrenzen. Uneinigkeit bis 
in die einzelnen Parteien hinein be-
steht in der Frage des Austritts aus 
der EU. Während Le Pen ihre harte 
Austrittsrhetorik abgemildert hat, will 
die AfD eine Volksabstimmung über 
den „Dexit“, wenn sich die EU nicht 
in absehbarer Zeit radikal ändern 
sollte. Während die AfD aus dem 
Euro als Währung aussteigen will, 
sehen das die Lega und auch der 
Ressemblement National anders. 
Auch in der außenpolitischen Orien-
tierung, z.B. dem Verhältnis zu Russ-
land, liegen zwischen Lega, RN und 
AfD, die sich alle positiv auf Putins 
Russland beziehen, und z.B. der PiS 
in Polen Welten.

Das vom ungarischen Ministerprä-
sidenten Orban benannte Ziel ei-
ner „illiberalen Demokratie“ ist eine 
weitere ideologische Klammer der 
modernisierten radikalen Rechten in 
Europa. Diese Form eines „autoritä-
ren Nationalradikalismus“, wie es der 
Sozialwissenschaftler Wilhelm Heit-

meyer nennt, ist über die Grenzen 
Europas hinaus auf dem Vormarsch 
(USA, Brasilien etc.). Mit Stephen 
Bannon hat sich einer der prominen-
testen frühen Wegbegleiter von US-
Präsident Trump die Europawahl 
2019 als nächstes Schlachtfeld sei-
ner Mission einer globalen Rechts-
verschiebung auserkoren. Mit seiner 
Stiftung „The Movement“ versucht 
Bannon die europäische Rechte zu 
unterstützen und seine Kampagnen-
erfahrung einzubringen. Treffen mit 
Alice Weidel, Marine Le Pen, Matteo 
Salvini und auch Viktor Orban gab 
es 2018, allerdings will man jeden 
Eindruck vermeiden, der rechte Eini-
gungsprozess in der EU sei aus den 
USA gesteuert.

Für eine radikale und sozialistische 
Linke kommt es entscheidend darauf 
an, dem Gegensatz einer affirmati-
ven Verteidigung dieser EU und der 
autoritären Zerstörung der EU von 
rechts eine Alternative von links ent-
gegenzustellen. Aus der Falle eines 
„progressiven Neoliberalismus“ der 
EU-Eliten und ihrer Anhänger*innen 
kann man sich nicht mit Anleihen 
aus dem Besteckkasten der „illibe-
ralen Demokratie“ befreien, sowenig 
eine radikale Linke auf fundamentale 
Kritik an der neoliberalen Ausprä-
gung der EU verzichten kann. Nur 
die Perspektive eines sozialen, in-
klusiven Europa von unten kann die 
Antwort sein.

______________________________
Gerd Wiegel ist ein deutscher Politolo-
ge, Publizist und Autor. Er arbeitet als 
Referent für Rechtsextremismus und An-
tifaschismus für die Linksfraktion im Deut-
schen Bundestag. 

Angriff von 
rechts 
Die radikale europäische Rechte befindet sich weiter auf dem Vormarsch und 
möchte bei den anstehenden Wahlen Europa übernehmen. Von Gerd Wiegel

Abb.: Aufstieg der modernisierten radikalen Rechten in Europa

(Quelle: A.J. Heinö et. al., Authoritarian Populism Index 2017, Stockholm 2017)
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Die Hoffnungen, der Wahlsieg von 
SYRIZA in Griechenland Anfang 
2015 könnte einen Bruch mit der 
Austeritätspolitik einleiten, zerbra-
chen schnell. Nur die Wenigsten 
hätten es wohl für möglich gehalten, 
wie offen und kaltblütig Eurogruppe 
und EZB gegen eine demokratisch 
gewählte Regierung vorgehen wür-
den, um diese in die Knie zu zwin-
gen.

Deshalb ist es richtig, dass die Lin-
ke überall in Europa ihre Haltung 
zu EU und Euro diskutiert und eine 
prinzipiell ‚pro-europäische‘ Haltung 
zunehmend in Frage gestellt wird. 
Die wichtigsten Eckpfeiler der euro-
päischen Wirtschaftsintegration wie 
der Europäische Binnenmarkt und 
der Euro sind keine Institutionen zur 
Zähmung globalisierter Märkte, son-
dern das genaue Gegenteil. Sie sind 
politische Formen zur Durchsetzung 
des globalen Neoliberalismus in 
Europa und schränken linke Wirt-
schaftspolitik auf nationalstaatlicher 
Ebene stark ein. 
Auch wenn sich die wenigsten Illusi-
onen über den neoliberalen Charak-
ter der EU und des Euro machen, be-
stand die vorherrschende Strategie 
der europäischen Linken dennoch 
lange darin, in erster Linie auf eine 
Reform der EU zu setzen: Demokra-
tisierung, soziale Konvergenz, Soli-
darität und Umverteilung zwischen 
Mitgliedsstaaten und Regionen. Das 
Problem ist nur: Angesichts der ak-
tuellen politischen Kräfteverhältnis-
se in Europa haben solche Ansätze 
keine Chance, sich durchzusetzen. 
Sie sind dazu verdammt, gedankli-
che Modellkonstruktionen zu blei-
ben und bieten keine strategischen 
Handlungsperspektiven.

Schritt bereits getan. Doch was wür-
de ein Austritt tatsächlich bringen? 
Eine eigenständige Zentralbank 
kann das Bankensystem selbst mit 
Liquidität versorgen, d.h. der EZB 
und Eurogruppe jenes Erpressungs-
instrument aus der Hand nehmen, 
das sie gegen SYRIZA einsetzten. 
Darüber hinaus hätte der Lexit aus 
Sicht seiner BefürworterInnen vor 
allem drei Vorteile:
1. Eine eigene Währung lässt sich 
abwerten. So würden Exporte im 
Ausland, wie auch Tourismus für 
AusländerInnen günstiger. Damit 
verbessert sich die so genannte 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit.
2. Eine eigenständige Zentralbank 
kann das Kreditsystem gezielt steu-
ern und regulieren und so Investitio-
nen in bestimmte Bereiche anregen 
oder spekulative Blasenbildung un-
terbinden.

3. Der öffentliche Investitionsspiel-
raum würde sich vergrößern, da 
außerhalb des Euro ein einseitiger 
Schuldenschnitt möglich ist. Zudem 
gäbe es – anders als im Eurosystem 
– die Möglichkeit, dass sich die öf-
fentlichen Haushalte direkt bei der 
Zentralbank verschulden.
Dem Rückgewinn wirtschaftspo-
litischer Souveränität stehen aber 
schwerwiegende Einschränkungen 
gegenüber, die sich aus den so ge-
nannten ‚Sachzwängen‘ des Welt-
markts ergeben. Diese Sachzwänge 
wurden im Zuge der neoliberalen 
Globalisierung zwar politisch her-
gestellt, sie sind deshalb aber nicht 
minder wirksam.

1. Bei einer Währungsabwertung 
verteuern sich auch die Importe. 
Im besten Fall regt das den Ersatz 
durch eigene Produktion an. Gera-
de aus Sicht der südeuropäischen 

Eine andere EU ist kaum 
möglich
Die bisherige neoliberale Integration 
hat derartig starke Ungleichgewich-
te hervorgebracht, dass sich nicht 
nur die Krise, sondern auch die po-
litischen Konstellationen in Europa 
enorm ungleich und ungleichzeitig 
entwickeln. Wer auf die Reform der 
gesamten EU setzt, muss darauf 
hoffen, dass sich in absehbarer Zeit 
in unterschiedlichen Teilen der EU, 
vor allem in den politisch entschei-
denden Ländern Deutschland und 
Frankreich, linke Mehrheiten zum 
gleichen Zeitpunkt ergeben. 
Ein solches Szenario als Vorbedin-
gung einer linken Reform von EU 
und Euro ist schlichtweg nicht rea-
listisch. Stattdessen erleben wir in 
vielen Ländern einen Aufstieg der 
Rechten. Gleichzeitig entwickelt 
sich die EU immer weiter zu einer 
Aufrüstungs- und Abschottungsuni-
on.

Deshalb müssen wir über Strategi-
en nachdenken, wie wir Alternativen 
im Sinne eines Lexit im Zweifel auch 
gegen die herrschende Ausrichtung 
der EU und außerhalb des Euro 
durchsetzen können. Dies gilt gera-
de aus Sicht der südeuropäischen 
Peripherie (Griechenland, Portugal, 
Spanien), wo linke Kräfte derzeit 
am stärksten, aber auch die Erpres-
sungsmöglichkeiten von EZB und 
Eurogruppe nach wie vor am größ-
ten sind.  

Lexit – Rückgewinnung wirt-
schaftspolitischer Souveränität?
Manche Lexit-Diskussionen ver-
mitteln allerdings den Eindruck, 
mit dem Euro-Austritt, der Einfüh-
rung eigener Währungen und dem 
Rückgewinn einer eigenständigen 
Geldpolitik wäre der entscheidende 

Peripherie können viele Importe 
aber gar nicht ersetzt werden, weil 
dazu schlichtweg die entsprechen-
den Produktionskapazitäten fehlen. 
Um diese aufzubauen und Impor-
tabhängigkeiten zu überwinden, 
müssten zuerst Produktionsmittel 
wie Maschinen importiert werden. 
Hierfür müsste gleichzeitig die Ein-
fuhr von Konsumartikeln und damit 
der bisherige Lebensstandard vieler 
Menschen über längere Zeit einge-
schränkt werden – zumindest dann, 
wenn eine starke Außenverschul-
dung vermieden werden soll oder 
aufgrund der Verschuldungsbedin-
gungen nicht möglich ist.

2. Eine eigenständige Zentralbank 
wäre zwar formal unabhängig, könn-
te bei uneingeschränktem Kapital-
verkehr de facto aber nur in Abhän-
gigkeit von den Zentralbanken der 
wichtigsten globalen Währungen 
agieren: Um Kapitalabfluss zu ver-
hindern, müsste sie das Zinsniveau 
über jenem der dominanten Wäh-
rungen halten. Hohe Zinsen blockie-
ren allerdings Investitionen, solange 
das Kreditsystem unter privatwirt-
schaftlicher Kontrolle steht. Um 
geldpolitische Spielräume zu ge-
winnen, bräuchte es also nicht nur 
eine eigene Währung, sondern auch 
strikte Kapitalverkehrskontrollen. 

Diese erfordern die Bereitschaft, zu-
sätzlich zum Euro auch mit dem eu-
ropäischen Binnenmarkt zu brechen 
und handelspolitische Gegenreakti-
onen in Kauf zu nehmen.

3. Ein einseitiger Schuldenschnitt 
würde die Schuldenbelastung zu-
nächst senken. Die erwartbare Ab-
wertung der neuen Währung würde 
aber die verbleibende Außenver-
schuldung in Fremdwährung wie-
derum erhöhen. Je umfassender die 
Schulden gestrichen würden, desto 
schwieriger wäre es zudem, über-
haupt noch internationale Kreditge-
ber zu finden. Die Verschuldungs-
möglichkeiten kleinerer, peripherer 
Länder würde sich stark verschlech-
tern. Verliert ein Land die Möglich-
keit, sich zu akzeptablen Bedingun-
gen im Ausland zu verschulden, kann 
es immer nur so viel importieren wie 
es exportiert. Damit verkleinert sich 
auch der Spielraum für den Import 
wichtiger Produktionsmittel, mit de-
nen sich Importabhängigkeiten auf 
lange Sicht überwinden ließen.

Mit einem Lexit fangen die Pro-
bleme erst an
Ein Lexit befreit also aus einer 
Reihe institutioneller Zwänge der 
neoliberalen europäischen Wirt-
schaftsintegration und würde es 

ermöglichen, viele wirtschaftspoli-
tische Instrumente auf die national-
staatliche Ebene zurückzuholen. Die 
realen Spielräume dieser Instrumen-
te wären aber trotz dieser formalen 
wirtschaftspolitischen Eigenständig-
keit stark eingeschränkt – je nach 
Position eines Landes in der hierar-
chischen europäischen und interna-
tionalen Wirtschaftsordnung – mit-
unter noch stärker als im Euro. Das 
macht die Lexit-Strategie gerade 
aus der Sicht von kleineren, periphe-
ren Ländern wie Griechenland oder 
Portugal zu einem äußerst riskanten 
Unterfangen.

Diese Risiken dürfen kein prinzipiel-
les Argument gegen den Lexit sein. 
Aber ohne Konzepte und Strategien, 
wie ein progressiver Kurswechsel 
außenwirtschaftlich abgesichert und 
eigenständige Produktionsstruktu-
ren in der europäischen Peripherie 
wieder gestärkt werden können, ist 
mit einem Austritt wenig bis nichts 
gewonnen. 

______________________________
Etienne Schneider ist Politikwissenschaft-
ler, forscht zur Politischen Ökonomie der 
Eurokrise und ist Redakteur der Zeitschrift 
PROKLA. Eine ähnliche Version dieses 
Artikels ist auf dem Mosaik-Blog (mosaik-
blog.at) erschienen.

Ein Euro-Austritt ist  
nicht die Lösung –  
keiner aber auch nicht. 
Die europäische Linke hinterfragt ihre Positionen zu Euro und EU. Das ist richtig, 
weil eine progressive oder soziale EU angesichts der aktuellen politischen Ge-
mengelage noch lange Zeit ein Wunschtraum bleiben wird. Aber auch ein Left 
Exit ist kein Wundermittel.

„Zeit den Euro zu verlassen?“
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Wir stehen für ein europäisches 
Projekt von internationaler Solidari-
tät, Humanismus und Frieden. Nur 
ist das mit dieser real-existierenden 
EU nicht zu machen, denn die EU-
Verträge bieten keine taugliche 
Grundlage für ein soziales, demo-
kratisches, ökologisches und fried-
liches Europa. Das wird deutlich, 
wenn wir uns die Entwicklungen der 
EU exemplarisch im Bereich Militari-
sierung und Soziales anschauen:

Festung Europa und Militarisie-
rung
Im vergangenen Jahr starben auf 
dem Mittelmeer laut dem UN-Flücht-
lingshilfswerk mehr als 2200 Flücht-
linge bei der Überfahrt nach Europa. 
Und die Europäische Agentur für 
Grenz- und Küs-tenwache Frontex 
wird sogar weiter ausgebaut. Mit 
mehr Geld und Kompetenzen wer-
den die Außengrenzen gesichert, 
Flüchtlinge aufgehalten, die zivile 
Seenotrettung kriminalisiert und zu-
rückgedrängt. Der EU-Türkei-Deal, 
Verhandlungen mit afrikanischen 
Staaten über Aufnahmelager – wir 
erleben einen Zynismus, der kaum 
zu überbieten ist. Wenn es den „eu-
ropäischen“ Interes-sen dient, wird 
mit autoritären Regimen zusammen-
gearbeitet.

Hymnen des Selbstlobes sind zur 
Verleihung des Friedensnobelprei-
ses 2012 an die EU gesungen wor-
den. Der ehemalige EU-Ratspräsi-
dent Van Rompuy sprach von der 
EU als „größte friedensstif-tende In-

die nun erwacht sei. PESCO soll mi-
litärische Fähigkeiten und Kapazitä-
ten stärker bün-deln und militärische 
Kooperationsprojekte voranbringen. 
Truppenverbände sollen schneller 
be-reitgestellt und verlegt, die beste-
henden militärischen EU-Missionen 
und EU-Battlegroups ausge-baut 
und effizienter werden. Die Mitglied-
staaten verpflichten sich weiterhin, 
ihre Militärhaushalte regelmäßig zu 
erhöhen und in die Rüstungsfor-
schung zu investieren.

Der neu geschaffene Europäische 
Verteidigungsfonds ist ein weiterer 
zentraler Baustein der ver-schärften 
Militarisierung auf EU-Ebene. Ge-
mäß den Plänen soll der Fonds 13 
Milliarden Euro aus dem nächsten 
langfristigen Haushalt der EU erhal-
ten. Es geht vor allem um eine ge-
meinsame Verteidigungsforschung 
und Kofinanzierung von militärischen 
Projekten. Dazu könnte dann auch 
die Entwicklung neuer Waffensys-
teme zählen, darunter eine „Euro-
Drohne“.

Arbeit und Soziales
Sozialpolitik ist auf EU-Ebene fast 
nur Beiwerk zum neoliberalen Kern 
der EU. Zu Recht fordern wir ge-
meinsam mit den Gewerkschaften 
eine soziale Fortschrittsklausel in 
den EU-Verträgen. Allerdings ist der 
neoliberale Dreiklang aus „Liberali-
sierung, Deregulierung und Privati-
sierung“ fester Bestandteil der Stra-
tegie der EU und zementiert in den 
Verträgen. Eine Kernforderung un-

stitution, die jemals bestanden hat“.  
Doch der relative Frieden innerhalb 
der Union steht im starken Kontrast 
zum Verhalten vieler EU-Mitglied-
staaten nach außen und der Rolle 
der EU als imperialer Block und zu-
nehmende Supermacht.

Seit der Gründung der  EU 1992 
ist die Union mit zunehmender In-
tensität militarisiert worden. Mit dem 
Vertrag von Lissabon haben sich die 
EU-Staaten zu weiterer Aufrüstung 
verpflichtet (Art.42,3 EUV): „Die Mit-
gliedsstaaten verpflichten sich, ihre 
militärischen Fähigkeiten schrittwei-
se zu verbessern“. Eine solche Rüs-
tungsverpflichtung ist in keiner Ver-
fassung eines EU-Mitgliedstaates zu 
finden.

onIn Zeiten von Brexit und Trump 
soll nun das gemeinsame militäri-
sche Projekt den Kitt in der EU bil-
den. Es ist ein beschleunigter Aus-
bau der militär-, verteidigungs- und 
rüstungspolitischen In-tegration zu 
beobachten. Eine Entwicklung hin 
zu einem militärischen Kerneuropa 
unter deutsch-französischer Füh-
rung.

Anlässlich der Aktivierung der 
„Ständigen Strukturierten Zusam-
menarbeit“ im Militärbereich (PE-
SCO) durch 25 Mitgliedstaaten in 
2017 schwärmte EU-Ratspräsident 
Tusk „Heute wird ein Traum wahr“ 
und EU-Kommissionpräsident Jun-
cker sprach von der „schlafenden 
Schönheit des Lissabon-Vertrages“, 

sererseits ist daher die grundlegen-
de Revision der EU-Verträge. Sozia-
le Grundrechte, erreichte Standards 
und die Tarifautonomie müssen Vor-
rang vor der Freiheit der Märkte und 
Wettbewerbs-fähigkeit haben. Über 
eine neue Vertragsgrundlage müs-
sen Volksabstimmungen in allen EU-
Mitgliedstaaten abgehalten werden.
In der EU stehen Absichtserklärun-
gen zur „Überwindung von Armut 
und sozialer Ausgrenzung“ die er-
zwungenen Lohn- und Rentenkür-
zungen sowie einer Politik des So-
zialabbaus und der Privatisie-rung 
öffentlicher Daseinsvorsorge gegen-
über. Die deutsche Bundesregie-
rung trägt hierfür eine wesentliche 
Verantwortung und muss im Fokus 
unserer Kritik stehen.

Jede 5. Person in der EU ist bereits 
von Armut oder sozialer Ausgren-
zung bedroht und nun soll der Ko-
häsionsfonds zur Angleichung der 
Lebensverhältnisse innerhalb der 
Union in den kommenden Jahren gar 
um 10 Prozent gekürzt werden. In 
dieser Gemengelage klingt es wie 
ein schlechter Scherz, wenn Juncker 
sagt: „Das europäische Sozialmo-
dell ist eine Erfolgsgeschichte und 

hat Eu-ropa zu einem erstklassigen 
Lebens- und Arbeitsort gemacht“e.

Auf in einen kämpferischen 
Wahlkampf
Diese EU braucht unbedingt eine 
starke Linke, die sich nicht unterbut-
tern lässt, sondern die unter-scheid-
bar und im Sinne der Mehrheit der 
Bevölkerung auftritt. Lasst uns ei-
nen geschlossenen, angriffslusti-
gen Wahlkampf für eine andere EU 
führen, der sich in seiner Kreativität 
und Positio-nen von den lauwarmen 
EU-Worten der anderen Parteien 
abhebt. 

Anknüpfen können wir an die Em-
pörung vieler Menschen über den 
krassen Widerspruch zwischen 
propagierten Werten der EU  und 
der konkreten Politik, die  von Auf-
rüstung und verstärkter sozia-ler Un-
gleichheit geprägt ist. Dieser Unmut 
kommt aktuell hierzulande z.B. durch 
die „Seebrücke-Bewegung“ ge-
gen die inhumane Migrations- und 
Flüchtlingspolitik zum Ausdruckt. 
Auch die aktu-ellen Proteste der 
„Gelbwesten-Bewegung“ hängen  
mit der EU-Politik zusammen, denn 
diese ist durch ihre Kürzungspolitik 

mitverantwortlich für die Verschlech-
terung der Lebensbedingungen 
breiter Teile der Bevölkerung.

DIE LINKE muss mutig das aus-
sprechen, was ist. Kritik an der EU 
darf sie nicht den Rechtspopulis-ten 
überlassen. Eine unkritische Vertei-
digung der real-existierenden EU als 
„kleineres Übel“ ist nicht hilfreich, 
sondern treibt den Rechtspopulis-
ten Wähler zu. Als Linke stehen wir 
klar gegen die neoliberale Kürzungs-
politik und die nationalistische und 
rassistische Politik der Rechten, 
deren Aufstieg durch die marktlibe-
rale, undemokratische Politik der EU 
begünstigt wurde. Das Funda-ment 
unserer Politik ist die Solidarität. Nur 
DIE LINKE ist die antikapitalistische 
Kraft für Frieden, soziale Gerechtig-
keit, Antirassismus und Solidarität. 
Für ein solidarisches Europa der Mil-
lionen, gegen eine EU der Millionäre!

______________________________
Judith Benda ist Mitglied des Parteivor-
stands der LINKEN und des Vorstands der 
Partei der Europäischen Linken, sie lebt in 
Berlin und Brüssel

Für eine deutliche 
pro-europäische EU-Kritik 
Wer die Gesellschaftsverhältnisse verändern will, muss den herrschenden Konsens 
in Frage stel-len. Als LINKE müssen wir  die Rolle einer grundsätzlichen Oppositions-
kraft gegen diese beste-hende EU einnehmen: Eine deutliche pro-europäische EU-
Kritik formulieren und nicht wie andere in Phrasen wie „einzigartiges Friedens- und 
Erfolgsprojekt“ verfallen. Von Judith Benda
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Die Zunahme internationaler Ge-
werkschaftskämpfe - amazon, ry-
anair, Coca-Cola, Siemens etc. - 
und damit das Suchen nach einer 
grenzüberschreitenden Praxis inter-
nationaler Solidarität verdeutlicht, 
dass auch die soziale Frage neben 
ihrer nationalstaatlich organisierten 
längst eine internationale Dimen-
sion gewonnen hat. Dies kann als 
natürliche Reaktion auf die Internati-
onalisierung der Produktion, auf die 
Etablierung transnationaler Wert-
schöpfungsketten, verstanden wer-
den. 

Dass es für die Frage von Krieg oder 
Frieden keine nationale Lösung ge-
ben kann, ist ebenso ein Gemein-
platz wie der, dass der Klimawandel 
nicht an Grenzen haltmacht. Steu-
ergerechtigkeit ohne internationale 
Kooperation? Angesichts der ge-
geneinander gerichteten Steuerpoli-
tik vieler Staaten - klare Fehlanzeige. 
Universelle Menschenrechte...

Bedeutung der internationalen 
und EU-Ebene
Dass Kernthemen linker progressi-
ver Politik längst Gegenstand inter-
nationaler Interessenkonflikte und 
Auseinandersetzungen geworden 
sind, erfordert von der Linken, ent-
sprechend auf internationaler Ebene 
in diese Konflikte zu intervenieren. 
Die Annahme der europäischen po-
litischen Arena durch die Linke ist 
dafür Voraussetzung, jedoch nicht 
die Akzeptanz ihrer Funktionsweise, 
ihrer institutionellen Organisation, 
ihrer rechtlichen Grundlagen, also 
ihrer Rahmenbedingungen. Diese 
müssen kritisch hinterfragt werden, 

mit Parlamentarismus und/oder 
Regierung gleichgesetzt wird und 
Ohnmacht nicht mit Opposition, 
ist eindeutig. Die Veränderung der 
Machtverhältnisse kann dann ent-
sprechende gesellschaftspolitische 
Veränderungen nach sich ziehen. 
Auch die Rahmenbedingungen ge-
sellschaftlicher Organisation selbst, 
begreift man sie als Ausdruck ge-
ronnener Interessen, könnten dann 
(theoretisch) verändert werden, um 
die Interessendurchsetzung zu er-
leichtern.

Zwei gesellschaftliche Kampf-
felder
Für die Linke bedeutet das meiner 
Ansicht nach, dass wir es mit zwei 
gesellschaftlichen Kampffeldern zu 
tun haben. Erstens die Auseinander-
setzung um konkrete Gegenstände 
von Politik, wie die soziale Frage, die 
Besteuerung großer Unternehmen, 
den Kampf gegen den Klimawandel, 
für universelle Menschenrechte, etc. 
und zweitens die Auseinanderset-
zung um die Rahmenbedingungen 
von Politikgestaltung, wie etwa de-
mokratische Entscheidungsverfah-
ren, Transparenz, die institutionelle 
Gestalt von Politik, die vertraglichen 
Grundlagen, etc. 

Das erste Kampffeld zieht sich über 
verschiedene Ebenen. Die Ausei-
nandersetzungen um Inhalte bzw. 
gesellschaftlich widersprüchlich 
verhandelte Interessen findet auf 
mehreren Ebenen statt. Auf der 
europäischen Ebene ebenso wie 
auf der nationalstaatlichen wie auf 
der regionalen. Die dahinter ste-

weil sie häufig selbst Ausdruck ver-
machteter Interessen sind. 

Für mich heißt das, dass wir als Lin-
ke selbstverständlich auch auf eu-
ropaeischer Ebene und damit auch 
im Rahmen der EU politisch agieren 
und uns in die realen Interessenaus-
einandersetzungen im Sinne unserer 
politischen Überzeugungen einbrin-
gen. Kürzlich hat die Kommission ihr 
sogenanntes company law packa-
ge vorgestellt, mit dem die Nieder-
lassungsfreiheit der Unternehmen 
rechtlich neu geregelt werden soll. 
Dazu hatte der EuGH die Kommis-
sion im Jahr 2017 mit dem Polbud-
Urteil verpflichtet. Insbesondere 
die europäischen Gewerkschafts-
verbände haben massiv gegen den 
Kommissionsvorschlag mobilisiert, 
da sie erhebliche Nachteile für ge-
werkschaftliche Aktivitäten einer-
seits und Steuerflucht durch die 
Unternehmen andererseits befürch-
teten. Gemeinsam mit anderen Frak-
tionen konnte die Linke hier erfolg-
reich gewerkschaftliche Rechte im 
Europäischen Parlament verteidigen 
und Steuerschlupflöcher schließen.
 
Um solche, wenn auch bescheide-
nen Teilerfolge zu erzielen, bedarf 
es einer gestärkten Linken auch im 
Europäischen Parlament. Vor allem 
aber bedarf es einer gesellschaftlich 
gestärkten Linken. Um die Verhält-
nisse nachhaltig zu verändern - und 
sie sind veränderbar -  braucht es 
die Perspektive einer gesellschaft-
lichen progressiven Mehrheit, aus 
der wiederum eine gesellschaftli-
che Machtperspektive entwickelt 
werden kann. Dass Macht hier nicht 

hende - und für die Linke zukünftig 
zu klärende Frage - lautet: Welche 
Kompetenz kann sinnvollerweise 
auf welcher Ebene am besten verar-
beitet werden bzw. ist wünschens-
werterweise auf dieser oder jener 
Ebene zu bearbeiten? Ein Beispiel: 
die europäische Ebene definiert 
die Klimaschutzziele. Die Staaten 
erarbeiten eine Strategie, die die 
verschiedenen Faktoren wie den 
Energieverbrauch der Unternehmen 
und der privaten Haushalte, sozial-
ökologische Umbauprozesse bei 
Überwindung fossiler Energieträger, 
energetische Gebäudesanierung, 
Verkehr, etc. umfasst und den Kli-
maschutzzielen entspricht. Die Regi-
onen/Kommunen erarbeiten mit den 
Bürger*innen vor Ort, angepasst an 
die lokalen Gegebenheiten, entspre-
chende Aktionspläne. Und werden 
nicht auf den Kosten sitzengelas-
sen, sondern aus europäischen und 
staatlichen Fonds unterstützt. 

Ähnliche Ideen bedarf es im sozia-
len Bereich, legt man die zu erwar-
tenden Umbrüche in der Arbeitswelt 
wegen der fortschreitenden Digitali-
sierung und der Einführung moder-
ner Technologien zugrunde.    

Rahmenbedingungen von Poli-
tikgestaltung
Das zweite Kampffeld ist auf die 
Rahmenbedingungen von Politikge-
staltung ausgerichtet. Verhindern 
Verträge öffentliche Investitionen 
oder Maßnahmen, die die Binnen-
nachfrage stützen, sollten sie ge-
ändert (oder abgeschafft) werden. 
Haben Lobbyisten zu viel Einfluss, 
muss der durch verbindliche Trans-
parenzregeln eingedämmt und über-
wunden werden. Hat die einzige 
demokratisch gewählte Institution, 
also das Europäische Parlament, nur 
mitbestimmende legislative Rechte, 
dann sollten diesem nach Ansicht 
der Linken das Initiativrecht gege-
ben werden, um die Dominanz von 
Kommission und Rat zu brechen. 
Mehr direkte Mitbestimmung der 
Bürger*innen in Entscheidungspro-
zessen durch die Stärkung von di-
rekter Demokratie wäre ein weiterer 
zu benennender Punkt dieser Ausei-
nandersetzung.   

Zu jeder Veränderungsperspektive 
von links gehören zudem zwei weite-
re wesentliche Erfolgsvoraussetzun-
gen: Gesellschaftliche Mehrheiten 

werden über eine entsprechende 
Mobilisierung und Bündnisfähigkeit 
erreicht. Mobilisierung findet ent-
lang gesellschaftlicher Konfliktlinien/
Themen statt. Die Linke steht vor 
der Aufgabe, diese Konfliktlinien 
thematisch (und habituell: aber dazu 
und zu verbindenden Milieus gern 
ein andermal mehr) glaubwürdig zu 
besetzen und mit ihren politischen 
Vorschlägen entsprechende gesell-
schaftliche Mehrheiten zu erringen. 
Glaubwürdigkeit erwächst auch aus 
einer glaubwürdigen gesellschaftli-
chen Erzählung. Vielleicht von einem 
Europa, das seinen Bewohner*innen 
egal welchen Alters, in welcher Re-
gion sie leben und unabhängig von 
ihrer Herkunft ein gutes und gelin-
gendes Leben ermöglicht. 

______________________________
Martin Schirdewan ist Mitglied des Eu-
ropäischen Parlaments und bewirbt sich 
um die männliche Spitzenkandidatur für 
die Partei DIE LINKE bei der Europawahl 
2019

Veränderungsstrategien 
von links
Da Kernthemen linker progressiver Politik längst Gegenstand internationaler Aus-
einandersetzungen geworden sind, muss die Linke auch auf dieser Ebene verstärkt 
politisch eingreifen, erläutert Martin Schirdewan.
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Schon seit den 2010er Jahren geis-
tert die Idee der Republik Europa 
als einen neuen Weg jenseits von 
scheinbar eingefahrener EU-Kritik 
und dem Glauben an eine Refor-
mierbarkeit der EU immer wieder 
durch den politischen Diskurs. 
Wirklich Form nahm die Idee aber 
erst mit Ulrike Guérots Buch Wa-
rum Europa eine Republik werden 
muss an. Seither vertreten sie und 
ihre Anhänger*innen das Konzept 
nicht zuletzt im Thinktank European 
Democracy Lab, das vor allem durch 
hippes Design und gute Vernetzung 
im liberalen Politikberatungs- und 
Wissenschaftsbetrieb auffällt. Das 
Quasi-Manifest bleibt dabei das 
Buch der Professorin an der Donau-
Universität Krems, die auch schon 
für den damaligen außenpolitischen 
Sprecher der Unionsfraktion Karl 
Lammers und den German Marshal 
Found arbeitete. 

Grundsätzlich leuchtet ihre Prob-
lembeschreibung der heutigen EU 
erst einmal ein. Guérot konstatiert, 
dass die EU an einem grundsätzli-
chen Demokratiedefizit, fehlender 
sozialer Gleichheit und überborden-
dem Nationalismus leidet. Stattdes-
sen brauche es eine Gesellschaft, 
die am Gemeinwohl orientiert ist 
und in der die Souveränität bei den 
Bürger*innen liegt. Die Lösung kann 
für sie nicht in einer reformierten EU, 
die sich weiter auf den Zusammen-
schluss souveräner Nationalstaaten 

stützt oder in einem völligen Zu-
rück zum Nationalstaat liegen. Der 
Ausweg könne nur in der – wie sie 
selbst betont – utopischen neuge-
gründeten Republik Europa liegen, 
die ihre Legitimation direkt aus der 
Volkssouveränität zieht. 

Hier fängt schon das grundsätzliche 
Problem von Guérots Argumentati-
on an, ihr Konzept ist utopisch. Es 
hat praktisch keine Ansatzpunkte 
für reale Veränderungsperspektiven 
– kann also als wirklich politisches 
Projekt und nicht bloßes utopisches 
Gedankenexperiment wenig bieten. 
Deshalb betont sie selbst, dass 
nichts weniger als eine Revolution 
notwendig wäre. Doch ein revolu-
tionäres Subjekt muss man leider 
vergeblich suchen, Freiheit und 
Gleichheit der europäischen Re-
publik würden laut ihr stattdessen 
in neuartigen Arenen wie sozialen 
Netzwerken erkämpft.

Wie sieht die Republik Europa 
aus?
Doch nehmen wir einmal an, die 
digital vorangetriebene Revolution 
ohne revolutionäres Subjekt würde 
gelingen. Wie sieht die Republik 
Europa aus? Sie beruht auf dem for-
malen rechtlichen Gleichheitsgrund-
satz, one (wo)man one vote. Alle 
Bürger*innen sollen mit gleichem 
Stimmrecht ein Abgeordnetenhaus 
als erste Kammer und einen Präsi-
denten wählen. Als zweite Kammer 
kommt ein Senat hinzu, der aus je 
zwei direkt gewählten Senator*innen 
pro Region – die als kleinere Einheit 
die bestehenden Staaten ersetzen 
sollen – gebildet wird. Die Regie-
rung ist von der politischen Mehrheit 
im Parlament abhängig. Sie sollen 
mehr oder weniger jene Politikfelder 
bestimmen, die heute bei den Nati-
onalstaaten liegen, alles weitere soll 
an die Regionen delegiert werden. 
Seinen sozioökonomischen Unter-
bau soll das System in einheitlicher 
Besteuerung und sozialem Siche-
rungssystem bekommen.

Aus diesem Entwurf der Republik 
Europa leiten sich einige Fragen 
ab, die ich im Folgenden näher be-
trachten will: 1. Was heißt Gleich-
heit als wichtige Voraussetzung für 
die Republik Europa? 2. Wie soll die 
wirtschaftliche Grundlage der Repu-
blik aussehen um die Gleichheit zu 
garantieren? 3. Durch Größe, Viel-
sprachigkeit und fehlende gemein-
same europäische Öffentlichkeit ist 
die europäische Politik heute kaum 
demokratisch kontrollierbar, wie be-
gegnet Guérot diesem Problem? 
und 4. Welche Rolle spielen die Re-
gionen?

Republikluft macht gleich?
Guérot konstatiert, dass in der jetzi-
gen EU Gleichheit weder politisch-
rechtlich, noch sozial gegeben ist. 
Für eine gemeinwohlorientierte Re-
publik sei eine relativ starke Gleich-
heit allerdings notwendig. In einer 
ungleichen und gespaltenen Gesell-
schaft kann es nur viele im Wider-
spruch zueinander stehende Willen 
geben. Hier ist ihr von einem sozia-
listischen Standpunkt aus durchaus  

Warum die 
Republik Europa auch 
keine Lösung ist 
Dass die EU nicht so bleiben kann wie sie ist, ist zumindest in der Linken inzwischen Ge-
meingut. Gerade Linksliberale und unser Reformer*innenlager propagieren die Repub-
lik Europa. Grund genug für Jakob Migenda, das Konzept einmal genauer unter die Lupe 
zu nehmen.

Die Republik Europa gleicht diesem Frauenkörper ohne Grenzen, so Guérot
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beizupflichten: zwischen Unter-
drückenden und Unterdrückten, 
zwischen Eingeschlossenen und 
Ausgeschlossenen, kann es kein ge-
meinsames Interesse geben. 

An genau diesem Punkt tappt 
Guérot jedoch sofort in die liberale 
Falle. Gleichheit ist für sie mit Chan-
cengleichheit weitestgehend erfüllt. 
Soziale Gleichheit gibt es für sie le-
diglich als Abfederung schlimmster 
Auswüchse des Kapitalismus in Ge-
stalt eines gleichen Zugangs zu So-
zialversicherungen und nicht näher 
spezifizierten sozialen Rechten. Wei-
tergehende soziale Gleichheit wie 
die nötige Abschaffung oder zumin-
dest deutliche Begrenzung der Klas-
senunterschiede und daraus resul-
tierender Klassenmacht fasst sie gar 
nicht ins Auge. Damit argumentiert 
sie aber – ganz im Gegensatz zum 
eigenen Anspruch – überhaupt nicht 
republikanisch, sondern ganz liberal. 
In Bezug auf höhere Gleichheit ist 
das Konzept der Republik Europa 
gegenüber dem Nationalstaat also 
keineswegs ein Fortschritt, sondern 
höchstens ein auf der Stelle tappen. 

It’s the economy stupid!
Diese Probleme setzen sich auf dem 
wirtschaftlichen Feld fort. Auch hier 
trägt Guérot den Anspruch der Ge-
meinwohlbindung vor sich her. Doch 
außer ein paar warmen Worten wie 
dem Aufruf zu mehr genossenschaft-
lichem und regionalem Produzieren 
oder einer vagen Befürwortung ei-
nes Bedingungslosen Grundein-
kommens hat sie eigentlich nichts 
zu bieten, was politökonomisch ein 
neues Europa begründen könnte. 

Einen Lichtblick gegenüber der jet-
zigen EU stellt hier lediglich ihre 
Zielsetzungen eines harmonisierten 
Steuer- und Sozialsystems dar. Wo-
mit das jetzige kaputt konkurrieren 
der Europäischen Staaten beendet 
würde und eine reale politökonomi-
sche Entscheidungsmöglichkeit auf 
europäischer Ebene bestünde. Eine 
offene Frage ist natürlich die kon-
krete Steuerung angesichts starker 
ökonomischer Ungleichheiten.

Größe und Demokratie
Wie kann die Regierung eines so 
großen und sprachlich vielfältigem 
Gebiet wie Europa effektiv demo-
kratisch von den Staatsbürger*innen 
kontrolliert werden? Diese Frage 
stellt sich heute in der EU und wird 
sich auch in einem als Republik ver-
fassten Europa weiter stellen. 

Das politische System der Republik  

Europa ist rein parlamentarisch. 
Damit trägt es auch die Probleme 
der repräsentativen Demokratie in 
sich: Die Bindung der politischen 
Entscheidungen an die Volkssouve-
ränität ist sehr schwach, da sie nur 
durch alle vier bis fünf Jahre stattfin-
dende Wahlen hergestellt wird. In 
der Zwischenzeit ist der Kontakt mit 
Lobbyist*innen und den Interessen 
des Kapitals deutlich größer als mit 
den Wähler*innen und ihren Inter-
essen. Durch die noch größere Ent-
fernung zu Brüssel potenziert sich 
dieses Problem notwendigerweise 
in Europa, egal wie es verfasst ist. 
Um demokratische Kontrolle zu er-
möglichen sind also Gegenmittel 
notwendig.

Die von Guérot vorgeschlagenen 
Maßnahmen sind aber nicht nur rela-
tiv unwirksam, sondern auch im Kern 
elitär und antidemokratisch. Sie 
schlägt Methoden wie Liquid-de-
mocracy, deliberative social-media-
Plattformen oder Hackathons vor 
um den Bürger*innenwillen jenseits 
der Wahlen Geltung zu verschaffen. 
Der Gebrauch dieser Mittel setzen 
jedoch ein gewisses technisches 
Grundverständnis und hohes kultu-
relles Kapital voraus. Menschen ohne 
Englischkenntnisse, mit wenig Zeit 
neben Beruf und/oder Care-Arbeit 
und Nicht-Digital-Natives, werden 
also von der demokratischen Partizi-
pation weitestgehend ausgeschlos-
sen. Machtinstrumenten, die sie nut-
zen können, insbesondere Parteien 
und Plebisziten steht Guérot hinge-
gen äußerst kritisch und teils sogar 
mit liberaler Angst vor der angebli-
chen Gefahr des Mobs gegenüber. 
Guérot feiert die digitalen Beteili-
gungsformate als „Pop Demokratie“. 
Doch in Wahrheit wäre es ein durch 
und durch elitärer Versuch einer 
zunehmend auch von Abstieg und 
fehlender Partizipationsmöglichkeit 
betroffenen hoch gebildeten poly-
glotten jungen akademischen Mittel-
schicht ihren Machtanteil in der Ge-
sellschaft zu behaupten. Die Teile 
der Arbeiter*innenklasse, die diese 
Möglichkeiten nicht haben, werden 
keinen Moment mitgedacht.

Die Nation ist tot, es lebe die 
Region!
Stellt sich zu guter Letzt noch die 
Frage, was es mit den Regionen 
auf sich hat, die die Republik bilden 
sollen und damit die Nationalstaaten 
als Träger ersetzen sollen. Guérot 
geht davon aus, dass sich die Men-
schen in aller erster Linie mit ihrer 
Region und weniger mit der Nation 
identifizieren – wieso das so ist und 

ob es wirklich so ist, begründet sie 
nicht wirklich. Guérot meint Region, 
Nation und Europa seien eine Ebene 
zu viel. Außerdem trage der Natio-
nalstaat zu viel alten Ballast mit sich 
herum und würde die Demütigung 
sich einer Republik unterzuordnen 
und nicht mehr Souverän zu sein, 
nicht verkraften. Deshalb müssten 
die Staaten abgeschafft werden und 
durch etwa gleich große ca. 7 bis 15 
Millionen Einwohner*innen umfas-
sende „traditionelle Kulturregionen“ 
ersetzt werden.

Ähnlich große Regionen mögen ei-
nen Vorteil für eine gewisse Gleich-
heit der Wahlen zum Senat und eine 
relativ praktische Verwaltungsgröße 
haben, aber eine wirkliche qualita-
tive Verbesserung stellen auch sie 
nicht her. Sie werfen sogar zusätz-
liche Folgeprobleme auf: Was pas-
siert mit den immerhin 12 von 28 
Ländern der heutigen EU die weni-
ger als 7 Millionen Einwohner*innen 
haben? Inwiefern verbessert sich 
die demokratische Partizipations-
möglichkeit für Slowen*innen, wenn 
sie nicht einmal mehr eine politische 
Ebene haben in der die meisten von 
ihnen die gleiche Muttersprache ha-
ben, sondern in einer Region eine 
kleine Minderheit sind? Wie sollen 
die neuen Regionen bestimmt und 
abgegrenzt werden? Wer entschei-
det über die Begrenzungen und 
würde der Streit um die Begrenzung 
nicht zu neuen enormen ethnisch-
kulturellen Konflikten führen und so 
Klassenauseinandersetzungen über-
lagern? Und schließlich, was spricht 
eigentlich dagegen, eine mittlere po-
litische Ebene mit gleicher Landes-
sprache beizubehalten? Schließlich 
gibt es eine Menge Angelegenhei-
ten, die für die regionale Ebene zu 
groß und für die europäische Ebene 
zu klein wären.

Die Republik Europa wäre gewiss 
kein Rückschritt gegenüber der jet-
zigen EU, aber auch keine grundle-
gende Verbesserung. Eine wirkliche 
demokratische und sozialistische 
Umgestaltung der Gesellschaft 
sieht definitiv anders aus. Beschäf-
tigen wir uns lieber mit wirklichen 
Verbesserungen, statt Unmengen 
an Arbeit zu investieren um auf der 
Stelle zu treten.

______________________________
Jakob Migenda wohnt in Darmstadt, er ist 
Geschäftsführer der SL und Bundesspre-
cher der linksjugend [’solid].

Lage und Perspektive 
der europäischen 
Linken 
Nicht nur wegen der bevorstehenden Wahlen zum Europäischen Parlament, son-
dern auch wegen der politischen Umbrüche steht die Linke in Europa vor großen He-
rausforderungen. Die linken Kräfte sind insgesamt gesehen in Europa doch relativ 
schwach und zudem gespalten. Ein Überblick von Heinz Bierbaum.
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Angesichts der Krise der neolibe-
ral geprägten europäischen Politik, 
des Aufstiegs der extremen Rechten 
und des Niedergangs der Sozialde-
mokratie muss die Linke sich der 
Aufgabe stellen, sich als eine alter-
native Kraft in Europa zu profilieren. 
Sie muss wirksam für ein demokra-
tisches, soziales, ökologisches und 
friedliches Europa eintreten. Dafür 
ist sie allerdings nicht besonders gut 
gerüstet.

Ein Überblick
Das Panorama der linken Kräfte in 
Europa hat sich in den letzten Jah-
ren erheblich verändert. Neue linke 
Bewegungen wie Podemos oder 
France Insoumise sind entstanden, 
während die kommunistischen Par-
teien an Bedeutung verlieren. Stark 
ist die Linke in Teilen Südeuropas. 
So in Portugal mit den allerdings 
konkurrierenden Kommunisten und 
dem Bloco de Esquerda, in Spani-
en mit den kooperierenden Parteien 
Izquierda Unida und Podemos und 
in Griechenland mit Syriza. Syrizas 
Regierungspolitik steht jedoch stark 
in der Kritik, und hat zu Zerwürfnis-
sen innerhalb der europäischen Lin-
ken geführt. In Italien dagegen ist 
die Linke zumindest parteipolitisch 
am Ende. In Frankreich haben wir 
unterschiedliche Entwicklungen mit 
der neuen Bewegung France Insou-
mise, die Bewegung Générations.s, 
entstanden aus den Trümmern der 
Sozialistischen Partei, einer an Be-
deutung verlierende kommunisti-
sche Partei und einer relativ stabilen 
aber kleinen trotzkistischen Formati-
on. 

Einen Aufschwung erlebt die Par-
tei der Arbeit (PTB) in Belgien und 
in den Niederlanden ist die Sozia-
listische Partei trotz einiger Rück-
schläge stark. In Schweden hat die 
Linkspartei an Zustimmung gewon-
nen, in Finnland ist Links-Allianz 
stark, während die kommunistische 
Partei stark zurückgegangen ist. In 
Dänemark sind von den linken Par-
teien die Rot-Grünen-Einheitslisten 
am stärksten. In Norwegen ist vor 
allem die Sozialistische Linkspartei 
zu nennen. In Deutschland hat sich 
DIE LINKE zu einem stabilen und 
relevanten politischen Faktor entwi-
ckelt. Im östlichen Europa sind die 
linken Parteien sehr schwach. Aus-
nahmen stellen die Kommunistische 
Partei Böhmens und Mährens in der 
Tschechischen Republik und Levica 
in Slowenien dar. In anderen mittel- 
und osteuropäischen Ländern gibt 
es kleinere linke Gruppen wie z.B. 
Razem in Polen.

Ein Großteil dieser Parteien arbeitet 
in der 2004 gegründeten Partei der 
Europäischen Linken (EL) zusam-
men und koordinieren ihre Arbeit. Al-
lerdings sind bedeutende linke Par-
teien wie die kommunistische Partei 
Portugals, Podemos oder die belgi-
sche PTB und die niederländische 
SP nicht Mitglied der EL. Die fran-
zösische Parti de Gauche (PG) ist 
aus der EL ausgetreten, weil ihrem 
Antrag auf Ausschluss von Syriza 
aus der EL nicht stattgegeben wur-
de. PG hatte den Ausschluss wegen 
der aus ihrer Sicht neoliberalen Po-
litik der von Syriza geführten griechi-
schen Regierung gefordert. Im Euro-
päischen Parlament bilden die linken 
Parteien mit Ausnahme der KKE, der 
griechischen kommunistischen Par-
tei, eine eigene Fraktion: die GUE/
NGL (European United Left – Nor-
dic Green Left). Die konföderale 
Fraktion ist politisch sehr heterogen, 
aber einig in der Kritik an den Euro-
päischen Verträgen und im Ziel der 
Beendigung der Austeritätspolitik 
in Europa und des Aufbaus eines 
demokratischen, sozialen, ökologi-
schen und friedlichen Europas. 

Zugleich kam es zu neuen Entwick-
lungen. Zu nennen ist zunächst die 
von Yanis Varoufakis initiierte Be-
wegung DiEM25 (Democracy in 
Europe Movement 2025). Diese 
Bewegung wurde als Konsequenz 
der Erfahrungen mit der demokra-
tisch nicht legitimierten Troika in 
Griechenland mit dem Ziel einer 
umfassenden Demokratisierung Eu-
ropas gegründet. DiEM25 hat sich 
inzwischen zu European Spring im 
Hinblick auf die Wahlen zum Euro-
päischen Parlament erweitert und 
kooperiert u.a. mit Demokratie in 
Bewegung in Deutschland und 
Générations.s in Frankreich. Eine 
weitere europaweite Kooperation 
mit dem Namen Maintenant le Peu-
ple wurde von Jean-Luc Mélenchon 
mit France Insoumise, dem Bloco in 
Portugal und Podemos in Spanien 
ins Leben gerufen, der sich auch die 
skandinavischen Linksparteien an-
geschlossen haben. Maintenant le 
Peuple orientiert vor allem auf den 
Widerstand der Völker gegen die 
Politik der EU und die ihr zugrunde 
liegenden Verträge.

Differenzen und Gemeinsam-
keiten
Eine der zentralen Kontroversen in-
nerhalb der europäischen Linken be-
trifft bereits seit einigen Jahren den 
sogenannten Plan B und damit vor 
allem die Währungsfrage sowie das 
Verhältnis von EU und nationaler  

Souveränität. Plan B bezieht sich auf 
einen Plan A, der eine umfassende 
Demokratisierung der EU vorsieht. 
Sollte dies nicht gelingen, soll es 
den einzelnen Staaten erlaubt sein, 
die Eurozone zu verlassen und zur 
nationalen Währung zurückzukeh-
ren. Die unterschiedlichen Positi-
onen im Hinblick auf die Rolle des 
Euro bestehen fort, allerdings ist die 
anfangs stark propagierte Exit-Opti-
on derzeit eher in den Hintergrund 
gerückt.

Kontrovers ist auch die Frage, ob die 
EU auf Basis der geltenden Verträge 
reformierbar ist. Ganz überwiegend 
wird jedoch die Auffassung vertreten, 
dass die Verträge eine neoliberale Po-
litik zur Konsequenz haben und damit 
keine Basis für das gewollte andere 
Europa darstellen. Am stärksten wird 
diese Kritik in den Erklärungen von 
Maintenant le Peuple ausgedrückt, in 
denen zum Ungehorsam gegenüber 
den Verträgen aufgefordert wird. Aber 
auch die Plattform der EL zu den Eu-
ropawahlen und DIE LINKE fordern 
eine grundlegende Veränderung der 
Verträge und einen Neustart der EU. 
Freilich gibt es zwischen den Mit-
gliedsparteien der EL und innerhalb 
dieser Parteien ebenso wie auch in 
der LINKEN sehr unterschiedliche Po-
sitionen zur Einschätzung der EU und 
ihrer Reformfähigkeit. 

Auf der anderen Seite gibt es je-
doch wichtige Gemeinsamkeiten. 
Alle plädieren für eine Beendigung 
der neoliberalen Austeritätspolitik 
und insbesondere die Abschaffung 
des Fiskalpakts, der öffentliche In-
vestitionen hemmt. Stattdessen wird 
sich für ein Investitionsprogramm zur 
Schaffung von qualifizierten Arbeits-
plätzen in den für die gesellschaftliche 
Entwicklung wichtigen Bereichen mit 
Ausrichtung auf eine sozial-ökologi-
sche Transformation der Wirtschaft 
ausgesprochen. Dazu gehört auch 
eine Veränderung der Rolle der Eu-
ropäischen Zentralbank (EZB). Die 
EZB soll Verantwortung für die wirt-
schaftliche Entwicklung und vor allem 
für die Schaffung von Arbeitsplätzen 
übernehmen. Finanzmärkte sollen der 
demokratischen Kontrolle unterwor-
fen werden. Die Finanzspekulationen 
müssen verboten und die Steuer-
paradiese geschlossen werden. Die 
Forderung der Gewerkschaften nach 
verbindlichen sozialen Rechten wird 
ebenfalls unterstützt. Und schließlich 
sprechen sich alle Kräfte der Linken 
klar gegen eine weitere Militarisierung 
und für Abrüstung und Frieden aus.

Perspektiven
Trotz aller politischer Kontroversen 
überwiegen die gemeinsamen po-
litischen Positionen, so dass einer 
engeren Zusammenarbeit nichts im 
Wege stehen dürfte. Tatsächlich je-
doch tritt die Linke in Europa nicht 
geschlossen, sondern getrennt und 
zum Teil auch gegeneinander auf. 
So werden Varoufakis in Deutsch-
land und weitere Mitglieder von Eu-
ropean Spring in anderen Ländern 
zu den Europawahlen kandidieren 
und damit in Konkurrenz zu dortigen 
linken Parteien. Große inhaltliche 
Unterschiede sind nicht auszuma-
chen, bestehen doch beispielswei-
se zwischen den Programmen der 
EL und der LINKEN und Varoufakis‘ 
„New Deal“ und seinem Plädoyer für 
eine umfassende Demokratisierung 
keine grundlegenden Differenzen. 
Auch das Vorgehen von „Maintenant 
le Peuple“ in Absetzung von der EL 
ist weniger inhaltlichen Differen-
zen geschuldet als vielmehr unter-
schiedlicher strategischer Ausrich-
tung. Mélenchon verfolgt mit France 
Insoumise eine klar linkspopulisti-
sche Strategie und propagiert die 
„Révolution Citoyenne“. Das kann 
man von den anderen Parteien, die 
sich „Maintenant le Peuple“ ange-
schlossen haben, so nicht sagen. 
Sie teilen allerdings die Orientierung 
auf Bewegung und sind sich mit Mé-
lenchon in der harten Kritik an der 
EU und den ihr zugrundeliegenden 
Verträgen einig. Da dazu auch Par-
teien gehören, die Mitglied der EL 
sind, wirft dies Fragen für die EL auf. 
Diese sind bislang nicht wirklich an-
gegangen worden. Es ist überhaupt 
ein Defizit der EL, dass grundle-
genden politischen Kontroversen 
eher ausgewichen wird, als dass sie 
ernsthaft diskutiert werden.
Doch gibt es auch Ansätze einer 
Verständigung. Dazu zählt das von 
der EL initiierte und maßgeblich or-
ganisierte Europäische Forum. Das 
erste fand 2017 in Marseille statt, 
das zweite im November letzten 
Jahres in Bilbao. Absicht ist es, eine 
breite Plattform für die Linke in Eu-
ropa zu schaffen, die deutlich über 
das Spektrum der EL selbst hinaus-
geht und auch weitere progressive 
und ökologische Kräfte einbeziehen 
will. Dies gelang zumindest teilwei-
se. So beteiligten sich in Bilbao ne-
ben den Parteien der EL auch der 
„Progressive Caucus“, eine Koope-
ration progressiver Abgeordneter 
im Europaparlament, Générations.s, 
VertreterInnen der Grünen und 
weiteren linken Parteien, die nicht 
der EL angehören, sowie Gewerk-
schaften. In der Abschlusserklärung 

werden als Schwerpunkte künftiger 
Arbeit und gemeinsamer Aktionen 
ein neues ökonomisches Modell so-
zialer und ökologischer Entwicklung, 
die Erarbeitung eines Protokolls, 
das die Geschlechtergleichheit in 
allen Sphären des Lebens vorsieht, 
die Durchführung einer paneuropä-
ischen Konferenz für Frieden und 
kollektive Sicherheit und für eine 
solidarische Migrationspolitik sowie 
die Erarbeitung einer Charta zur Re-
spektierung der Souveränität der 
Völker genannt.

Insgesamt gesehen waren die eu-
ropäischen Foren in Marseille und 
Bilbao wichtige Schritte auf dem 
Weg zu einer verstärkten Zusam-
menarbeit der europäischen Linken. 
Allerdings bedarf es bedarf weiterer 
Anstrengungen, um sich als Alter-
native sowohl zur dominierenden 
neoliberalen Politik als auch zum Na-
tionalismus und Rassismus der ext-
remen Rechten zu profilieren. Not-
wendig ist insbesondere, dass sich 
die in ihren strategischen Ansätzen 
sich unterscheidenden Formationen 
von EL, DiEM25 bzw. „European 
Spring“ und „Maintenant le Peup-
le“ sich untereinander verständigen 
und zu einer politischen Kooperati-
on kommen.  Angesichts der doch 
recht breiten Übereinstimmung in 
zentralen politischen Fragen sollte 
bei Anerkennung gerade auch un-
terschiedlicher Positionen dies mög-
lich sein. Dazu müssen jedoch die 
politischen und auch persönlichen 
Egoismen überwunden werden.

______________________________
Heinz Bierbaum ist Vorsitzender der Inter-
nationalen Kommission der Partei und DIE 
LINKE und für diese Mitglied im Politischen 
Sekretariat der Europäischen Linkspartei
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Europa kommt nicht zur Ruhe. Pro-
teste in Frankreich, Ungarn und Ser-
bien prägen das Bild ebenso wie 
eine stärker werdende Rechte. Das 
Unbehagen und der Zorn wachsen 
und die Rechte schickt sich an, ab-
zuernten, was neoliberale Politiker 
seit Beginn der Eurokrise säen: Eine 
autoritäre Politik sozialer Verwüs-
tung, Diskriminierung und Ausgren-
zung.

Die Linke dagegen wirkt ratlos. Vom 
linken Aufbruch, der die Krisenpro-
teste ab 2010 vor allem in Südeu-
ropa begleitet hatte, ist nur noch 
wenig zu spüren. Seit der Unter-
zeichnung des dritten und zugleich 
schärfsten Memorandums durch 
SYRIZA im Sommer 2015 scheinen 
die Hoffnungen auf Veränderung in 
Europa eingetrübt. 

Widerstand gegen die Troika 
Dabei hatten der deutliche Wahl-
erfolg der griechischen Linken und 
eine Lawine an sozialen Kämpfen die 
Kräfteverhältnisse in Europa kräftig 
durchgerüttelt: Demonstrationen mit 
mehr als 800.000 Teilnehmer*innen. 
Generalstreiks. Besetzungen. Der 
Kampf um den Erhalt des staatli-
chen Senders, die Reinigungskräfte, 
die monatelang auf dem Syntagma-
Platz kampierten und wunderbare 
Momente der Selbstorganisation 
hatten den Widerstand gegen die 
Troika geprägt. Und er wurde nir-
gendwo leidenschaftlicher geleistet 
als in den Straßen Athens.

Der Aufstieg SYRIZAs war Folge 
dieser Kämpfe, und es ist wichtig 
zu verstehen, in welchem Verhältnis 
Partei und Bewegung standen. Die 
Kämpfe hatten die Austeritätspolitik 
trotz ihrer Radikalität und Mobilisie-

neoliberale Umbau Europas und ein 
weitgehender Abbau sozialstaatli-
cher Kompromisse. Diese Strategie 
lief auf eine Verfestigung der Un-
gleichheit und ihre Transformation in 
Herrschaftsverhältnisse hinaus, die 
die Überwachung von Haushaltsmit-
teln und die Ablehnung von Haus-
haltsdefiziten autoritär zuspitzten: 
Disziplin ohne Widerspruch, Eingriff 
in souveräne Staatsrechte, Ignoranz 
des Wähler*innenwillens und rück-
sichtslose Sozialkürzungen.

Um diesen Kurs zu halten, musste 
die SYRIZA-Regierung destabilisiert 
werden. Das Austrocknen der Not-
kredite und die Drohung der EZB, 
griechische Banken zu schließen, 
begleiteten die Verhandlungen von 
Anfang an. Eine Strategie, die der 
ehemalige griechische Finanzminis-
ter Yanis Varoufakis als „finanzpoliti-
sches Waterboarding“ bezeichnete. 
Die Regierung wurde an den Rand 
eines finanziellen Erstickungstodes 
gebracht. Kurz vor der tatsächlichen 
Zahlungsunfähigkeit stellten die 
Gläubiger gerade eben so viel Liqui-
dität zur Verfügung, dass die nach 
Luft ringende Regierung am Leben 
blieb. So wuchs der Druck, in der 
anschließenden kurzen Atempause 
die von den Gläubigern geforderten 
Maßnahmen zu unterschreiben.

Die Gegenstrategie erwies sich 
als ungeeignet
Auf diese massiven Klassenangriffe 
reagierte SYRIZA mit einer im Kern 
sozialpartnerschaftlichen Verhand-
lungsstrategie. Die Gläubiger soll-
ten von einer Lockerung der Auste-
ritätspolitik und dem durchdachten 
Konzept einer Umschuldung „über-
zeugt“ werden. „Partnerschaft, nicht 
Zwang ist der Weg zum Erfolg“, 

rungsstärke nicht verhindern kön-
nen. Aus diesem Grund verschob 
sich die Perspektive der Verände-
rung schrittweise von der Straße ins 
Parlament. Sie mündete in den Ver-
such, die Politik der Troika auf der 
politischen Ebene zu bekämpfen, 
nachdem dies über soziale Kämpfe 
nicht gelungen war. Mit der Unter-
zeichnung des Memorandums war 
nicht nur eine linke Verhandlungs-
strategie gescheitert, sondern auch 
der Versuch, den sozialen Verwüs-
tungen eine alternative Politik der 
radikalen Linken entgegenzusetzen. 

Die Klassenangriffe nehmen zu 
Der Vorwurf, SYRIZA habe den Kon-
sens der Anti-Austeritätspolitik ver-
lassen, wie ihn die französische Partì 
de Gauche erhebt, ist jedoch eben-
so wenig hilfreich wie die Feststel-
lung, unter dem Druck der Erpres-
sung hatte SYRIZA keine andere 
Wahl. Ihr Scheitern ist weitaus mehr 
als das Ergebnis einer erfolgreichen 
Erpressung und deutlich weniger als 
gewissenloser Verrat. Es ist vielmehr 
das Ergebnis einer aggressiven Un-
terwerfungsstrategie, der eine Stra-
tegie entgegengesetzt wurde, die 
schlicht unwirksam war. 

Sowohl der Wahlerfolg SYRIZAs 
als auch der massive Druck der Eu-
rogruppe markierten den Eintritt in 
eine neue Phase klassenpolitischer 
Mobilisierungen auf beiden Seiten. 
Für die europäischen Institutionen 
ging es um mehr als um einen Ver-
handlungserfolg, denn die Grie-
chenlandkrise hatte auch die Wider-
sprüche kapitalistischer Entwicklung 
und europäischer Integration sicht-
bar gemacht. Weil eine Kurskor-
rektur nicht in Frage kam, blieb als 
Alternative nur die Zuspitzung: der 

sagte Varoufakis am Rande der Ver-
handlungen. Diese Strategie, die die 
Grenzen neoliberaler Legalität nicht 
durchbrach, bot den Gläubigern die 
Möglichkeit, SYRIZA in die Umset-
zung der Austeritätspolitik einzubin-
den und schrittweise in die Knie zu 
zwingen. Selbst als Alexis Tsipras 
nach dem Referendum vom 5. Juli, bei 
dem 62 Prozent der griechischen Be-
völkerung Nein zu weiteren Sparmaß-
nahmen gesagt hatten, Kompromiss-
bereitschaft signalisierte, gaben die 
Gläubiger nicht nach. Die politische 
Erniedrigung der radikalen Linken war 
Teil des eingeleiteten Paradigmen-
wechsels.

Entscheidend aber war die fehlende 
Solidarität in Europa. Dass die sozial-
demokratischen Vertreter in der Euro-
gruppe auf die Linie der Konservativen 
einschwenkten und damit die Kräfte-
verhältnisse für ein anderes Europa 
schwächten, überraschte wenig. Aber 
das „ohrenbetäubende Schweigen“ 
der Gewerkschaften, die ausbleiben-
den Mobilisierungen für einen ökono-
mischen und sozialen Kurswechsel 
schwächten SYRIZA zusätzlich.

Aus Fehlern lernen: Wut allein 
reicht nicht
Der autoritäre Umbau Europas ist in 
vollem Gange. Er findet statt unter 
Beteiligung von Konservativen und 
Sozialdemokraten. Und dort, wo be-
reits Vertreter der extremen Rechten 
in der Regierung sitzen, geschieht er 
in beschleunigter Form. Vor diesem 
Hintergrund stellt sich für die Linke 
die alte Frage nach sozialistischer 
Politik als Strategie gegen den Rück-
fall in die Barbarei auf neue Weise. 
Die Antwort auf die Frage nach dem 
Kern einer solchen Politik muss aus 
den linken Arsenalen von Erfolgen 
und Niederlagen entwickelt werden.

Die griechischen Erfahrungen zei-
gen: Wut allein reicht nicht, um 
die Gesellschaft zu verändern. Es 
braucht auch einen Plan. An dieser 
Leerstelle muss eine linke Strate-
giedebatte ansetzen. Das Verhältnis 
von Partei und Bewegung muss da-
bei neu überdacht werden. Soziale 
Bewegungen dürfen nicht nur unter-
stützt, sie müssen vor allem koordi-
niert werden. Eine linke Partei muss 
in den Bewegungen um Hegemonie 

kämpfen. Sie muss darin Führung 
übernehmen, indem sie einen Plan 
für eine erfolgreiche Kampfstrategie 
entwirft und sie muss eine Perspek-
tive grundsätzlicher gesellschaftli-
cher Veränderung anbieten. „Die 
Linke ist voll von Menschen, die es 
gut meinen“, hat Stathis Kouvelakis 
im Sommer 2015 gesagt und damit 
unterstrichen, dass das allein die po-
litische Linke noch nicht stark macht. 
Stärke gewinnt sie durch einen ehrli-
chen Umgang mit ihren Erfolgen und 
Niederlagen und die Ableitung ihrer 
Strategien aus einer sorgfältigen 
Analyse gesellschaftlicher Kräftever-
hältnisse.

______________________________
Ulrike Eifler lebt in Marburg, sie ist Ge-
schäftsführerin der DGB Region Südos-
thessen und Mitglied im Parteivorstand 
von DIE LINKE.

Sozialismus 
oder Rückfall in 
die Barbarei 
Die Linke muss die Lehren aus dem Scheitern SYRIZAs ziehen und der wachsenden Wut in 
Europa eine Perspektive der Veränderung anbieten finde Ulrike Eifler.

Nein zur Austerität. Aber wie weiter?
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In den Gewerkschaften ist die Ein-
stellung gegenüber der EU mehr-
heitlich sehr positiv. Dabei waren es 
die EuGH-Urteile zu „Rüffert“, „La-
val“ und „Viking“, die deutlich mach-
ten, dass die sogenannten Grund-
freiheiten der EU (freier Verkehr von 
Waren, Personen, Dienstleistungen 
und Kapital) die Interessen des Ka-
pitals bedienten.

Im Fall „Rüffert“ (2008) urteilte der 
Europäische Gerichtshof, dass es 
gegen die Dienstleistungsfreiheit 
sprechen würde, wenn staatliche 
Institutionen bei der Vergabe öffent-
licher Leistungen die Einhaltung von 
Tarifverträgen zur Voraussetzung 
machten. Dies öffnete in ehemals 
staatlichen Leistungsbereichen Tor 
und Tür für Tarifdumping. 

Im Fall „Laval“ (2007) wurden let-
tische Bauarbeiter zu lettischen 
Arbeitsbedingungen auf einer Bau-
stelle in Schweden eingesetzt. Die 
gewerkschaftlichen Kampfmaßnah-
men gegen diese Praxis wurden 
vom EuGH als europarechtswidrig 
bezeichnet.

Im Fall „Viking“ (2007) streikten 
finnische Seeleute gegen die Aus-
flaggung nach Estland, was auch 
eine Tarifflucht aus dem finnischen 
Tarifvertrag in estnische Löhne be-
deutete. Auch dieser Streik wurde 
vom EuGH als europarechtswidrig 
bewertet, weil es der Niederlas-
sungsfreiheit der EU widerspräche.
 
All diese Urteile waren ein Schlag ins 
Gesicht für abhängig Beschäftigte 

Nach den Troika-Maßnahmen hatte 
sich diese Zahl um zwei Drittel redu-
ziert.       

Deshalb ist die Anhebung der Tarif-
bindung die wesentlichste Aufgabe 
der Gewerkschaften in der EU. Da-
für ist aber neben starken gewerk-
schaftlichen Kämpfen in den Betrie-
ben auch eine fundamental andere 
Ausrichtung und Politik notwendig. 
Während die EU mit verschiedenen 
Regionalförderprojekten zu einer 
Angleichung der Lebensverhältnisse 
beitragen will, befördern ihre Grund-
struktur sowie ihre konkrete Politik 
die ökonomischen Ungleichgewich-
te.

Die EU-Grundfreiheiten sind Aus-
druck sehr ungleicher Machtverhält-
nisse zwischen Kapital und Arbeit 
auf europäischer Ebene. Dem Kapi-
tal gelingt es, sich einerseits interna-
tional zu vernetzen und andererseits 
- zumindest in den größeren Ländern 
- die eigenen nationalen Interessen 
über die EU durchzusetzen. Selbst-
verständlich haben Gewerkschaf-
ten deutliche strukturelle Nachteile, 
wenn sie sich international vernetzen 
wollen oder wenn sie Druck auf die 
europäischen Institutionen ausüben 
wollen. Dass bei den Gewerkschaf-
ten aber auch manchmal Standort-
vorteile oder lokale oder nationale 
Egoismen Einfluss auf das Agieren 
haben, ist ein offenes Geheimnis.

Doch es gibt erfolgreiche Kämp-
fe. So wurden insbesondere auch 
durch gewerkschaftliche Unterstüt-
zung über 2 Millionen Unterschriften 

und ihre Interessenvertretung, weil 
sie zeigten, dass die Grundstruktur 
der EU-Verträge der gewerkschaft-
lichen Schutzfunktion der Beschäf-
tigten diametral gegenüberstand. 
Dieser Eindruck hat in der Folge der 
Eurokrise erneut Nahrung bekom-
men. In mehreren südeuropäischen 
Staaten haben die Troika-Vorgaben 
dazu geführt, dass staatliche Unter-
stützung der Tarifvertragssysteme 
und des Lohnniveaus abgebaut oder 
gar gänzlich aufgelöst wurden. 

In den europäischen Staaten ist das 
Niveau der Tarifbindung ohnehin 
schon immer sehr unterschiedlich 
gewesen. Während in Österreich 
das Kammersystem für nahezu ein-
hundertprozentige Tarifbindung und 
in den skandinavischen Ländern die 
Anbindung der Gewerkschaften an 
die Sozialversicherungen für einen 
sehr hohen Organisationsgrad und 
entsprechende Durchsetzungsfä-
higkeit sorgen, waren es in einigen 
südeuropäischen Ländern insbe-
sondere allgemeinverbindlich erklär-
te Tarifverträge, die trotz deutlich 
niedrigerer Organisationsgrade für 
die Einhaltung eines gewissen Tarif-
niveaus gesorgt haben.

Diese Allgemeinverbindlichkeit wur-
de in mehreren südeuropäischen 
Staaten von der Troika direkt be-
kämpft. So gab es in Griechenland 
2010 noch 65 allgemeinverbindlich 
erklärte Tarifverträge. Nur vier Jahre  
später waren es nur noch 14. In 
Spanien waren 2008 noch zwölf 
Millionen Beschäftigte im Geltungs-
bereich von Flächentarifverträgen. 

gegen eine Richtlinie zur Liberalisie-
rung der Wasserversorgung gesam-
melt. Die geplante Richtlinie zu dem 
Thema wurde zurückgezogen.

Teile der Gewerkschaften waren zu-
dem wichtiger Akteur bei den Pro-
testen gegen TTIP und CETA und 
haben entscheidend zur Mobilisie-
rung gegen die Bolkestein-Richtlinie 
beigetragen. Das bedeutete, dass 
das sogenannte Herkunftslandprin-
zip nicht in allen Branchen und nicht 
in allen Regelungsbereichen An-
wendung findet.

Nicht nur in politischen, sondern 
auch bei Arbeitskämpfen spielt die 
Frage der Internationalisierung eine 
immer größere Rolle. Bei Amazon 
konnten im letzten Jahr internatio-
nale Streiks organisiert werden, bei 
denen in mehreren europäischen 
Staaten gleichzeitig gestreikt wurde. 
Durch die unterschiedlichen Orga-
nisationsgrade in den Ländern, in 
denen Amazon tätig ist, ist es aller-
dings noch ein langer Weg bis die-
se Streiks so schlagkräftig werden, 
dass tatsächlich europaweit Tarifver-
träge bei dem Unternehmen durch-
gesetzt werden können. Amazon  

verweigert weltweit  kollektivvertrag-
liche Regelungen. 

Ein Gegenbeispiel ist hier der Ar-
beitskampf bei der Fluggesellschaft 
Ryanair. Dort haben die Beschäftig-
ten zuletzt innerhalb von einem Jahr 
einen Tarifvertrag erkämpft, in dem 
mitunter gar Lohnverdoppelungen 
vorgesehen sind. Es war gerade der 
Druck auf die europäischen Institu-
tionen, der für ein Urteil des EuGH 
sorgte: Bei Ryanair-Beschäftigten 
muss jeweils national untersucht 
werden, in welchem Land der Ar-
beitsschwerpunkt liegt und welches 
Gehalt demnach gezahlt wird. Dies 
führte zu Rückenwind, der in die 
internationalen Kampagne „#cabin-
crewunited“ mündete. In nur drei 
Monaten wurden Kolleg*innen an 
86 europäischen Standorten von 
der internationalen Transportarbei-
tergewerkschaft ITF angesprochen. 
In mehreren Ländern wurde gleich-
zeitig gestreikt und verhindert, dass 
die Fluggesellschaft einen internati-
onalen Streikbruch organisiert. Auf 
europäischer Ebene können Kämpfe  
gewonnen werden. Sie müssen al-
lerdings sowohl strukturell als auch 
politisch wesentlich höhere Hürden 

überwinden, als dies in vielen eu-
ropäischen Ländern auf national-
staatlicher Ebene der Fall ist. Das 
hängt insbesondere damit zusam-
men, dass der Ausgangspunkt der 
EU und ihrer Vorgänger ohnehin die 
Bildung einer starken europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft sowie der 
Aufbau eines gemeinsamen großen 
Binnenmarktes war. Auch wenn die 
Gewerkschaften von einer Sozial-
union träumten, war dies weder ge-
wollt noch Grundbaustein der Euro-
päischen Union. 

Trotz kleiner Verbesserungen bleibt 
die Grundausrichtung der EU in ih-
ren neoliberalen Wurzeln verhaftet. 
Wer daran etwas ändern möchte, 
braucht klare Forderungen, Ausdau-
er und große Mobilisierung. Dafür 
brauchen wir als einen entscheiden-
den Partner auch die Gewerkschaf-
ten. 

______________________________
Özlem Alev Demirel ist 34 Jahre alt und 
Gewerkschaftssekretärin bei verdi. Sie 
war lange Jahre Landessprecherin der 
LINKEN NRW und kandidiert für die Links-
fraktion im Europäischen Parlament. 

Der Profit ist 
die Ursache 
für schlechte 
Löhne 
Die EU ist die zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt. Dennoch ist jeder fünfte Mensch 
in der EU arm. Warum gelingt es den Gewerkschaften EU-weit nicht, der Umvertei-
lung von unten nach oben etwas entgegenzusetzen? Von Özlem Alev Demirel
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